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Artikel 1 Artikel 1
(Verfassungsbestimmung) (Verfassungsbestimmung) 

Zuständigkeit Zuständigkeit 
§ 2. (1) ... § 2. (1) ...
(2) Die Vollziehung solcher Bundesgesetze steht dem Bund zu. Soweit solche 

Daten von einem Land, im Auftrag eines Landes, von oder im Auftrag von juristischen 
(2) Die Vollziehung solcher Bundesgesetze steht dem Bund zu. Soweit solche 

Daten von einem Land, im Auftrag eines Landes, von oder im Auftrag von juristischen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Personen, die durch Gesetz eingerichtet sind und deren Einrichtung hinsichtlich der 
Vollziehung in die Zuständigkeit der Länder fällt, verwendet werden, sind diese 
Bundesgesetze von den Ländern zu vollziehen, soweit nicht durch Bundesgesetz die 
Datenschutzkommission, der Datenschutzrat oder Gerichte mit der Vollziehung betraut 
werden. 

Personen, die durch Gesetz eingerichtet sind und deren Einrichtung hinsichtlich der 
Vollziehung in die Zuständigkeit der Länder fällt, verwendet werden, sind diese 
Bundesgesetze von den Ländern zu vollziehen, soweit nicht durch Bundesgesetz die 
Datenschutzbehörde, der Datenschutzrat oder Gerichte mit der Vollziehung betraut 
werden. 

Artikel 2 Artikel 2

1. Abschnitt 1. Abschnitt
Allgemeines Allgemeines 

Öffentlicher und privater Bereich Öffentlicher und privater Bereich 
§ 5. (1) bis (3) … § 5. (1) bis (3) …
 (4) Gegen Rechtsträger, die in Formen des Privatrechts eingerichtet sind, ist, 

soweit sie nicht in Vollziehung der Gesetze tätig werden, das Grundrecht auf 
Datenschutz mit Ausnahme des Rechtes auf Auskunft auf dem Zivilrechtsweg geltend 
zu machen. In allen übrigen Fällen ist die Datenschutzbehörde zur Entscheidung 
zuständig, es sei denn, dass Akte der Gesetzgebung oder der Gerichtsbarkeit betroffen 
sind. 

Zulässigkeit der Überlassung von Daten zur Erbringung von Dienstleistungen Zulässigkeit der Überlassung von Daten zur Erbringung von Dienstleistungen 
§ 10. (1) … § 10. (1) …
(2) Die beabsichtigte Heranziehung eines Dienstleisters durch einen Auftraggeber 

des öffentlichen Bereichs im Rahmen einer Datenanwendung, die der Vorabkontrolle 
gemäß § 18 Abs. 2 unterliegt, ist der Datenschutzkommission mitzuteilen, es sei denn, 
daß die Inanspruchnahme des Dienstleisters auf Grund ausdrücklicher gesetzlicher 
Ermächtigung erfolgt oder als Dienstleister eine Organisationseinheit tätig wird, die 
mit dem Auftraggeber oder einem diesem übergeordneten Organ in einem Über- oder 
Unterordnungsverhältnis steht. Kommt die Datenschutzkommission zur Auffassung, 
daß die geplante Inanspruchnahme eines Dienstleisters geeignet ist, schutzwürdige 
Geheimhaltungsinteressen der Betroffenen zu gefährden, so hat sie dies dem 
Auftraggeber unverzüglich mitzuteilen. Im übrigen gilt § 30 Abs. 6 Z 4. 

(2) Die beabsichtigte Heranziehung eines Dienstleisters durch einen Auftraggeber 
des öffentlichen Bereichs im Rahmen einer Datenanwendung, die der Vorabkontrolle 
gemäß § 18 Abs. 2 unterliegt, ist der Datenschutzbehörde mitzuteilen, es sei denn, daß 
die Inanspruchnahme des Dienstleisters auf Grund ausdrücklicher gesetzlicher 
Ermächtigung erfolgt oder als Dienstleister eine Organisationseinheit tätig wird, die 
mit dem Auftraggeber oder einem diesem übergeordneten Organ in einem Über- oder 
Unterordnungsverhältnis steht. Kommt die Datenschutzbehörde zur Auffassung, daß 
die geplante Inanspruchnahme eines Dienstleisters geeignet ist, schutzwürdige 
Geheimhaltungsinteressen der Betroffenen zu gefährden, so hat sie dies dem 
Auftraggeber unverzüglich mitzuteilen. Im übrigen gilt § 30 Abs. 6 Z 4. 

Genehmigungsfreie Übermittlung und Überlassung von Daten in das Ausland Genehmigungsfreie Übermittlung und Überlassung von Daten in das Ausland 
§ 12. (1) bis (3) … § 12. (1) bis (3) …
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(4) Wenn eine Übermittlung oder Überlassung von Daten ins Ausland in Fällen, 

die von den vorstehenden Absätzen nicht erfaßt sind, 
 1. zur Wahrung eines wichtigen öffentlichen Interesses oder 
 2. zur Wahrung eines lebenswichtigen Interesses einer Person 
notwendig und so dringlich ist, daß die gemäß § 13 erforderliche Genehmigung der 
Datenschutzkommission nicht eingeholt werden kann, ohne die genannten Interessen 
zu gefährden, darf sie ohne Genehmigung vorgenommen werden, muß aber der 
Datenschutzkommission umgehend mitgeteilt werden. 

(4) Wenn eine Übermittlung oder Überlassung von Daten ins Ausland in Fällen, 
die von den vorstehenden Absätzen nicht erfaßt sind, 
 1. zur Wahrung eines wichtigen öffentlichen Interesses oder 
 2. zur Wahrung eines lebenswichtigen Interesses einer Person 
notwendig und so dringlich ist, daß die gemäß § 13 erforderliche Genehmigung der 
Datenschutzbehörde nicht eingeholt werden kann, ohne die genannten Interessen zu 
gefährden, darf sie ohne Genehmigung vorgenommen werden, muß aber der 
Datenschutzbehörde umgehend mitgeteilt werden. 

(5) … (5) … 
Genehmigungspflichtige Übermittlung und Überlassung von Daten ins Ausland Genehmigungspflichtige Übermittlung und Überlassung von Daten ins Ausland 

§ 13. (1) Soweit der Datenverkehr mit dem Ausland nicht gemäß § 12 
genehmigungsfrei ist, hat der Auftraggeber vor der Übermittlung oder Überlassung von 
Daten in das Ausland eine Genehmigung der Datenschutzkommission (§§ 35 ff) 
einzuholen. Die Datenschutzkommission kann die Genehmigung an die Erfüllung von 
Bedingungen und Auflagen binden. 

§ 13. (1) Soweit der Datenverkehr mit dem Ausland nicht gemäß § 12 
genehmigungsfrei ist, hat der Auftraggeber vor der Übermittlung oder Überlassung von 
Daten in das Ausland eine Genehmigung der Datenschutzbehörde (§§ 35 ff) 
einzuholen. Die Datenschutzbehörde kann die Genehmigung an die Erfüllung von 
Bedingungen und Auflagen binden. 

(2) Die Genehmigung ist unter Beachtung der gemäß § 55 Z 2 ergangenen 
Kundmachungen zu erteilen, wenn die Voraussetzungen des § 12 Abs. 5 vorliegen und 
wenn, ungeachtet des Fehlens eines im Empfängerstaat generell geltenden 
angemessenen Datenschutzniveaus, 
 1. … 
 2. der Auftraggeber glaubhaft macht, daß die schutzwürdigen 

Geheimhaltungsinteressen der vom geplanten Datenverkehr Betroffenen auch 
im Ausland ausreichend gewahrt werden. Hiefür können insbesondere auch 
vertragliche Zusicherungen des Empfängers sowie einseitige Zusagen des 
Antragstellers (§ 19 Abs. 2) im Genehmigungsantrag über die näheren 
Umstände der Datenverwendung im Ausland von Bedeutung sein. Einseitige 
Zusagen des Antragstellers werden für diesen mit der Registrierung durch die 
Datenschutzkommission verbindlich. 

(2) Die Genehmigung ist unter Beachtung der gemäß § 55 Z 2 ergangenen 
Kundmachungen zu erteilen, wenn die Voraussetzungen des § 12 Abs. 5 vorliegen und 
wenn, ungeachtet des Fehlens eines im Empfängerstaat generell geltenden 
angemessenen Datenschutzniveaus, 
 1. … 
 2. der Auftraggeber glaubhaft macht, daß die schutzwürdigen 

Geheimhaltungsinteressen der vom geplanten Datenverkehr Betroffenen auch 
im Ausland ausreichend gewahrt werden. Hiefür können insbesondere auch 
vertragliche Zusicherungen des Empfängers sowie einseitige Zusagen des 
Antragstellers (§ 19 Abs. 2) im Genehmigungsantrag über die näheren 
Umstände der Datenverwendung im Ausland von Bedeutung sein. Einseitige 
Zusagen des Antragstellers werden für diesen mit der Registrierung durch die 
Datenschutzbehörde verbindlich. 

(3) Bei meldepflichtigen Datenanwendungen hat die Datenschutzkommission eine 
Ausfertigung jedes Bescheides, mit dem eine Übermittlung oder Überlassung von 
Daten in das Ausland genehmigt wurde, zum Registrierungsakt zu nehmen und die 
Erteilung der Genehmigung im Datenverarbeitungsregister (§ 16) anzumerken.

(3) Bei meldepflichtigen Datenanwendungen hat die Datenschutzbehörde eine 
Ausfertigung jedes Bescheides, mit dem eine Übermittlung oder Überlassung von 
Daten in das Ausland genehmigt wurde, zum Registrierungsakt zu nehmen und die 
Erteilung der Genehmigung im Datenverarbeitungsregister (§ 16) anzumerken. 

(4) Abweichend von Abs. 1 kann auch ein inländischer Dienstleister die (4) Abweichend von Abs. 1 kann auch ein inländischer Dienstleister die 
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Genehmigung beantragen, wenn er zur Erfüllung seiner vertraglichen Verpflichtungen 
gegenüber mehreren Auftraggebern jeweils einen bestimmten weiteren Dienstleister im 
Ausland heranziehen will. Die tatsächliche Überlassung darf jeweils nur mit 
Zustimmung des Auftraggebers erfolgen. Der Auftraggeber hat der 
Datenschutzkommission mitzuteilen, aus welcher seiner meldepflichtigen 
Datenanwendungen die dem Dienstleister genehmigte Überlassung erfolgen soll; dies 
ist im Datenverarbeitungsregister anzumerken.

Genehmigung beantragen, wenn er zur Erfüllung seiner vertraglichen Verpflichtungen 
gegenüber mehreren Auftraggebern jeweils einen bestimmten weiteren Dienstleister im 
Ausland heranziehen will. Die tatsächliche Überlassung darf jeweils nur mit 
Zustimmung des Auftraggebers erfolgen. Der Auftraggeber hat der 
Datenschutzbehörde mitzuteilen, aus welcher seiner meldepflichtigen 
Datenanwendungen die dem Dienstleister genehmigte Überlassung erfolgen soll; dies 
ist im Datenverarbeitungsregister anzumerken.

(5) ... (5) ... 
(6) Hat der Bundeskanzler trotz Fehlens eines im Empfängerstaat generell 

geltenden angemessenen Schutzniveaus durch Verordnung festgestellt, daß für 
bestimmte Kategorien des Datenverkehrs mit diesem Empfängerstaat die 
Voraussetzungen gemäß Abs. 2 Z 1 zutreffen, tritt an die Stelle der Verpflichtung zur 
Einholung einer Genehmigung die Pflicht zur Anzeige an die Datenschutzkommission. 
Die Datenschutzkommission hat binnen sechs Wochen ab Einlangen der Anzeige mit 
Bescheid den angezeigten Datenverkehr zu untersagen, wenn er keiner der in der 
Verordnung geregelten Kategorien zuzurechnen ist oder den Voraussetzungen gemäß 
§ 12 Abs. 5 nicht entspricht; andernfalls ist die Übermittlung oder Überlassung der 
Daten in das Ausland zulässig. 

(6) Hat der Bundeskanzler trotz Fehlens eines im Empfängerstaat generell 
geltenden angemessenen Schutzniveaus durch Verordnung festgestellt, daß für 
bestimmte Kategorien des Datenverkehrs mit diesem Empfängerstaat die 
Voraussetzungen gemäß Abs. 2 Z 1 zutreffen, tritt an die Stelle der Verpflichtung zur 
Einholung einer Genehmigung die Pflicht zur Anzeige an die Datenschutzbehörde. Die 
Datenschutzbehörde hat binnen sechs Wochen ab Einlangen der Anzeige mit Bescheid 
den angezeigten Datenverkehr zu untersagen, wenn er keiner der in der Verordnung 
geregelten Kategorien zuzurechnen ist oder den Voraussetzungen gemäß § 12 Abs. 5 
nicht entspricht; andernfalls ist die Übermittlung oder Überlassung der Daten in das 
Ausland zulässig.

4. Abschnitt 4. Abschnitt
Publizität der Datenanwendungen Publizität der Datenanwendungen 

Datenverarbeitungsregister Datenverarbeitungsregister 
§ 16. (1) Die Datenschutzkommission hat ein Register der Auftraggeber mit den 

von ihnen betriebenen Datenanwendungen zum Zweck der Information der 
Betroffenen zu führen. 

§ 16. (1) Die Datenschutzbehörde hat ein Register der Auftraggeber mit den von 
ihnen betriebenen Datenanwendungen zum Zweck der Information der Betroffenen zu 
führen. 

(2) und (3)… (2) und (3)… 
Meldepflicht des Auftraggebers Meldepflicht des Auftraggebers 

§ 17. (1) Jeder Auftraggeber hat, soweit in den Abs. 2 und 3 nicht anderes 
bestimmt ist, vor Aufnahme einer Datenanwendung eine Meldung an die 
Datenschutzkommission mit dem in § 19 festgelegten Inhalt zum Zweck der 
Registrierung im Datenverarbeitungsregister zu erstatten. Diese Meldepflicht gilt auch 
für Umstände, die nachträglich die Unrichtigkeit und Unvollständigkeit einer Meldung 
bewirken (Änderungsmeldung). Für manuelle Dateien besteht eine Meldepflicht nur, 

§ 17. (1) Jeder Auftraggeber hat, soweit in den Abs. 2 und 3 nicht anderes 
bestimmt ist, vor Aufnahme einer Datenanwendung eine Meldung an die 
Datenschutzbehörde mit dem in § 19 festgelegten Inhalt zum Zweck der Registrierung 
im Datenverarbeitungsregister zu erstatten. Diese Meldepflicht gilt auch für Umstände, 
die nachträglich die Unrichtigkeit und Unvollständigkeit einer Meldung bewirken 
(Änderungsmeldung). Für manuelle Dateien besteht eine Meldepflicht nur, soweit die 
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soweit die Inhalte zumindest einen der Tatbestände des § 18 Abs. 2 Z 1 bis 3 erfüllen. Inhalte zumindest einen der Tatbestände des § 18 Abs. 2 Z 1 bis 3 erfüllen. 

(1a) bis (3) … (1a) bis (3) … 
Aufnahme der Verarbeitung Aufnahme der Verarbeitung 

§ 18. (1) … § 18. (1) … 
(2) Meldepflichtige Datenanwendungen, die weder einer Musteranwendung nach 

§ 19 Abs. 2 entsprechen, noch innere Angelegenheiten der anerkannten Kirchen und 
Religionsgesellschaften noch die Verwendung von Daten im Katastrophenfall für die 
in § 48a Abs. 1 genannten Zwecke betreffen, dürfen, wenn sie 
 1. sensible Daten enthalten oder 
 2. strafrechtlich relevante Daten im Sinne des § 8 Abs. 4 enthalten oder 
 3. die Auskunftserteilung über die Kreditwürdigkeit der Betroffenen zum Zweck 

haben oder 
 4. in Form eines Informationsverbundsystems durchgeführt werden sollen, 
erst nach ihrer Prüfung (Vorabkontrolle) durch die Datenschutzkommission nach den 
näheren Bestimmungen des § 20 aufgenommen werden. 

(2) Meldepflichtige Datenanwendungen, die weder einer Musteranwendung nach 
§ 19 Abs. 2 entsprechen, noch innere Angelegenheiten der anerkannten Kirchen und 
Religionsgesellschaften noch die Verwendung von Daten im Katastrophenfall für die 
in § 48a Abs. 1 genannten Zwecke betreffen, dürfen, wenn sie 
 1. sensible Daten enthalten oder 
 2. strafrechtlich relevante Daten im Sinne des § 8 Abs. 4 enthalten oder 
 3. die Auskunftserteilung über die Kreditwürdigkeit der Betroffenen zum Zweck 

haben oder 
 4. in Form eines Informationsverbundsystems durchgeführt werden sollen, 
erst nach ihrer Prüfung (Vorabkontrolle) durch die Datenschutzbehörde nach den 
näheren Bestimmungen des § 20 aufgenommen werden. 

Notwendiger Inhalt der Meldung Notwendiger Inhalt der Meldung 
§ 19. (1) Eine Meldung im Sinne des § 17 hat zu enthalten: § 19. (1) Eine Meldung im Sinne des § 17 hat zu enthalten: 
1. bis 5. … 1. bis 5. …
6. - soweit eine Genehmigung der Datenschutzkommission notwendig ist - die 

Geschäftszahl der Genehmigung durch die Datenschutzkommission sowie
6. - soweit eine Genehmigung der Datenschutzbehörde notwendig ist - die 

Geschäftszahl der Genehmigung durch die Datenschutzbehörde sowie 
7. … 7. … 
(2) Der Auftrageber kann bei Einbringung der Meldung oder danach bis zum 

Abschluss des Registrierungsverfahrens zusagen, dass er sich beim Betrieb der 
Datenanwendung bestimmten Auflagen oder Bedingungen unterwerfen oder die 
Datenanwendung nur befristet betreiben wird. Eine derartige Zusage wird für den 
Auftraggeber mit der Registrierung durch die Datenschutzkommission 
rechtsverbindlich. Eine Registrierung darf nur erfolgen, wenn die zugesagte Auflage, 
Bedingung oder Befristung derart bestimmt ist, dass sie auch von der 
Datenschutzkommission nach § 21 Abs. 2 ausgesprochen werden könnte.

(2) Der Auftrageber kann bei Einbringung der Meldung oder danach bis zum 
Abschluss des Registrierungsverfahrens zusagen, dass er sich beim Betrieb der 
Datenanwendung bestimmten Auflagen oder Bedingungen unterwerfen oder die 
Datenanwendung nur befristet betreiben wird. Eine derartige Zusage wird für den 
Auftraggeber mit der Registrierung durch die Datenschutzbehörde rechtsverbindlich. 
Eine Registrierung darf nur erfolgen, wenn die zugesagte Auflage, Bedingung oder 
Befristung derart bestimmt ist, dass sie auch von der Datenschutzbehörde nach § 21 
Abs. 2 ausgesprochen werden könnte. 

(3) und (4) … (3) und (4) …
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Prüfungs- und Verbesserungsverfahren Prüfungs- und Verbesserungsverfahren 

§ 20. (1) … § 20. (1) …
(2) Wird bei der automationsunterstützten Prüfung ein Fehler der Meldung 

festgestellt, so ist dem Auftraggeber die Möglichkeit zur Verbesserung einzuräumen. 
Gleichzeitig ist er darauf hinzuweisen, dass die Meldung als nicht eingebracht gilt, 
wenn keine Verbesserung erfolgt oder er auf der Einbringung der unverbesserten 
Meldung besteht. Im letztgenannten Fall kann der Einbringer die Meldung schriftlich 
unter Anschluss der ausgedruckten Fehlermeldung der Datenschutzkommission 
übermitteln, welche die Meldung auf Mangelhaftigkeit im Sinn des § 19 Abs. 4 zu 
prüfen hat

(2) Wird bei der automationsunterstützten Prüfung ein Fehler der Meldung 
festgestellt, so ist dem Auftraggeber die Möglichkeit zur Verbesserung einzuräumen. 
Gleichzeitig ist er darauf hinzuweisen, dass die Meldung als nicht eingebracht gilt, 
wenn keine Verbesserung erfolgt oder er auf der Einbringung der unverbesserten 
Meldung besteht. Im letztgenannten Fall kann der Einbringer die Meldung schriftlich 
unter Anschluss der ausgedruckten Fehlermeldung der Datenschutzbehörde 
übermitteln, welche die Meldung auf Mangelhaftigkeit im Sinn des § 19 Abs. 4 zu 
prüfen hat. 

(3) und (4) … (3) und (4) …
(5) Wird dem Verbesserungsauftrag nicht entsprochen, ist die Registrierung der 

Meldung durch eine schriftliche Mitteilung abzulehnen. In die Mitteilung sind 
aufzunehmen: 
 1. … 
 2. der Hinweis, dass innerhalb von zwei Wochen ab Zustellung bei der 

Datenschutzkommission ein Antrag gestellt werden kann, über die Ablehnung 
mit Bescheid abzusprechen. 

Nach Absendung der Mitteilung erstattete Verbesserungen sind nicht zu 
berücksichtigen.  

(5) Wird dem Verbesserungsauftrag nicht entsprochen, ist die Registrierung der 
Meldung durch eine schriftliche Mitteilung abzulehnen. In die Mitteilung sind 
aufzunehmen: 
 1. … 
 2. der Hinweis, dass innerhalb von zwei Wochen ab Zustellung bei der 

Datenschutzbehörde ein Antrag gestellt werden kann, über die Ablehnung mit 
Bescheid abzusprechen. 

Nach Absendung der Mitteilung erstattete Verbesserungen sind nicht zu 
berücksichtigen. 

Registrierung Registrierung 
§ 21. (1) Meldungen gemäß § 19 sind in das Datenverarbeitungsregister 

einzutragen, wenn 
 1. und 2. … 
 3. nach Einlangen einer auf Mangelhaftigkeit zu prüfenden Meldung bei der 

Datenschutzkommission zwei Monate verstrichen sind, ohne dass ein 
Verbesserungsauftrag gemäß § 20 Abs. 4 erteilt wurde oder 

 4. … 
Die in der Meldung enthaltenen Angaben über Datensicherheitsmaßnahmen sind im 
Register nicht ersichtlich zu machen. 

§ 21. (1) Meldungen gemäß § 19 sind in das Datenverarbeitungsregister 
einzutragen, wenn 
 1. und 2. … 
 3. nach Einlangen einer auf Mangelhaftigkeit zu prüfenden Meldung bei der 

Datenschutzbehörde zwei Monate verstrichen sind, ohne dass ein 
Verbesserungsauftrag gemäß § 20 Abs. 4 erteilt wurde oder 

 4. … 
Die in der Meldung enthaltenen Angaben über Datensicherheitsmaßnahmen sind im 
Register nicht ersichtlich zu machen.

(2) bis (5) … (2) bis (5) …
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Richtigstellung des Registers und Rechtsnachfolge Richtigstellung des Registers und Rechtsnachfolge 

§ 22. (1) … § 22. (1) …
(2) Gelangen der Datenschutzkommission aus amtlichen Verlautbarungen 

Änderungen in der Bezeichnung oder der Anschrift des Auftraggebers zur Kenntnis, so 
sind die Eintragungen von Amts wegen zu berichtigen. Ergibt sich aus einer amtlichen 
Verlautbarung der Wegfall der Rechtsgrundlage des Auftraggebers, ist dieser von 
Amts wegen aus dem Register zu streichen. Außerdem ist eine registrierte 
Datenanwendung zu streichen, wenn eine Befristung des Betriebes (§ 19 Abs. 2, § 21 
Abs. 2) abgelaufen ist oder der Datenschutzkommission zur Kenntnis gelangt, dass die 
Datenanwendung dauerhaft nicht mehr betrieben wird.

(2) Gelangen der Datenschutzbehörde aus amtlichen Verlautbarungen 
Änderungen in der Bezeichnung oder der Anschrift des Auftraggebers zur Kenntnis, so 
sind die Eintragungen von Amts wegen zu berichtigen. Ergibt sich aus einer amtlichen 
Verlautbarung der Wegfall der Rechtsgrundlage des Auftraggebers, ist dieser von 
Amts wegen aus dem Register zu streichen. Außerdem ist eine registrierte 
Datenanwendung zu streichen, wenn eine Befristung des Betriebes (§ 19 Abs. 2, § 21 
Abs. 2) abgelaufen ist oder der Datenschutzbehörde zur Kenntnis gelangt, dass die 
Datenanwendung dauerhaft nicht mehr betrieben wird.

(3) Berichtigungen oder Streichungen nach Abs. 2 sind ohne weiteres 
Ermittlungsverfahren durch Mandatsbescheid (§ 38) zu verfügen. 

(3) Berichtigungen oder Streichungen nach Abs. 2 sind ohne weiteres 
Ermittlungsverfahren durch Mandatsbescheid (§ 57 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51/1991) zu verfügen. 

(4) Der Rechtsnachfolger eines registrierten Auftraggebers kann einzelne oder alle 
registrierten Meldungen des Rechtsvorgängers übernehmen, wenn er innerhalb von 
sechs Monaten nach Wirksamkeit der Rechtsnachfolge eine entsprechend glaubhaft 
gemachte Erklärung gegenüber der Datenschutzkommission abgibt. Dem 
Rechtsnachfolger kann auf Antrag auch die Registernummer des Rechtsvorgängers 
übertragen werden, wenn der Rechtsvorgänger jegliche Verarbeitung 
personenbezogener Daten in Auftraggebereigenschaft eingestellt hat.

(4) Der Rechtsnachfolger eines registrierten Auftraggebers kann einzelne oder alle 
registrierten Meldungen des Rechtsvorgängers übernehmen, wenn er innerhalb von 
sechs Monaten nach Wirksamkeit der Rechtsnachfolge eine entsprechend glaubhaft 
gemachte Erklärung gegenüber der Datenschutzbehörde abgibt. Dem Rechtsnachfolger 
kann auf Antrag auch die Registernummer des Rechtsvorgängers übertragen werden, 
wenn der Rechtsvorgänger jegliche Verarbeitung personenbezogener Daten in 
Auftraggebereigenschaft eingestellt hat.

Verfahren zur Überprüfung der Erfüllung der Meldepflicht Verfahren zur Überprüfung der Erfüllung der Meldepflicht 
§ 22a. (1) Die Datenschutzkommission kann jederzeit die Erfüllung der 

Meldepflicht durch einen Auftraggeber prüfen. Dies gilt sowohl für die 
Mangelhaftigkeit einer registrierten Meldung im Sinn des § 19 Abs. 4 als auch für die 
rechtswidrige Unterlassung von Meldungen.

§ 22a. (1) Die Datenschutzbehörde kann jederzeit die Erfüllung der Meldepflicht 
durch einen Auftraggeber prüfen. Dies gilt sowohl für die Mangelhaftigkeit einer 
registrierten Meldung im Sinn des § 19 Abs. 4 als auch für die rechtswidrige 
Unterlassung von Meldungen.

(2) ... (2) ... 
(3) Wird einem im Verfahren nach Abs. 2 erteilten Verbesserungsauftrag nicht 

entsprochen, so ist die Streichung der Meldung mit Bescheid der 
Datenschutzkommission zu verfügen. Die Streichung kann sich, wenn dies technisch 
möglich, im Hinblick auf den Zweck der Datenanwendung sinnvoll und zur 
Herstellung des rechtmäßigen Zustandes ausreichend ist, auch nur auf Teile der 
Meldung beschränken. 

(3) Wird einem im Verfahren nach Abs. 2 erteilten Verbesserungsauftrag nicht 
entsprochen, so ist die Streichung der Meldung mit Bescheid der Datenschutzbehörde 
zu verfügen. Die Streichung kann sich, wenn dies technisch möglich, im Hinblick auf 
den Zweck der Datenanwendung sinnvoll und zur Herstellung des rechtmäßigen 
Zustandes ausreichend ist, auch nur auf Teile der Meldung beschränken. 

(4) Wird einer im Verfahren nach Abs. 2 erteilten Aufforderung zur Nachmeldung (4) Wird einer im Verfahren nach Abs. 2 erteilten Aufforderung zur Nachmeldung 
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nicht entsprochen und die Unterlassung einer Meldung entgegen § 17 Abs. 1 erwiesen, 
so ist mit Bescheid der Datenschutzkommission der weitere Betrieb der 
Datenanwendung, soweit er vom Registerstand abweicht, zu untersagen und 
gleichzeitig Anzeige nach § 52 Abs. 2 Z 1 an die zuständige Behörde zu erstatten. 

nicht entsprochen und die Unterlassung einer Meldung entgegen § 17 Abs. 1 erwiesen, 
so ist mit Bescheid der Datenschutzbehörde der weitere Betrieb der Datenanwendung, 
soweit er vom Registerstand abweicht, zu untersagen und gleichzeitig Anzeige nach 
§ 52 Abs. 2 Z 1 an die zuständige Behörde zu erstatten.

(5) Ergibt das Verfahren nach Abs. 2 alleine die Unangemessenheit oder die 
Nichteinhaltung von nach § 19 Abs. 1 Z 7 erklärten Datensicherheitsmaßnahmen, so ist 
dies mit Bescheid festzustellen und gleichzeitig eine angemessene Frist zur Herstellung 
ausreichender Datensicherheit zu setzen. Der Auftraggeber hat innerhalb dieser Frist 
der Datenschutzkommission die getroffenen Maßnahmen mitzuteilen. Sind diese nicht 
ausreichend, so ist die Streichung der Datenanwendung zu verfügen. 

(5) Ergibt das Verfahren nach Abs. 2 alleine die Unangemessenheit oder die 
Nichteinhaltung von nach § 19 Abs. 1 Z 7 erklärten Datensicherheitsmaßnahmen, so ist 
dies mit Bescheid festzustellen und gleichzeitig eine angemessene Frist zur Herstellung 
ausreichender Datensicherheit zu setzen. Der Auftraggeber hat innerhalb dieser Frist 
der Datenschutzbehörde die getroffenen Maßnahmen mitzuteilen. Sind diese nicht 
ausreichend, so ist die Streichung der Datenanwendung zu verfügen.

(6) ... (6) ... 
Pflicht zur Offenlegung nicht-meldepflichtiger Datenanwendungen Pflicht zur Offenlegung nicht-meldepflichtiger Datenanwendungen 

§ 23. (1) … § 23. (1) …
(2) Nicht-meldepflichtige Datenanwendungen sind der Datenschutzkommission 

bei Ausübung ihrer Kontrollaufgaben gemäß § 30 offenzulegen.
(2) Nicht-meldepflichtige Datenanwendungen sind der Datenschutzbehörde bei 

Ausübung ihrer Kontrollaufgaben gemäß § 30 offenzulegen.

5. Abschnitt 5. Abschnitt
Die Rechte des Betroffenen Die Rechte des Betroffenen 

Auskunftsrecht Auskunftsrecht 
§ 26. (1) … § 26. (1) …
(2) Die Auskunft ist nicht zu erteilen, soweit dies zum Schutz des 

Auskunftswerbers aus besonderen Gründen notwendig ist oder soweit überwiegende 
berechtigte Interessen des Auftraggebers oder eines Dritten, insbesondere auch 
überwiegende öffentliche Interessen, der Auskunftserteilung entgegenstehen. 
Überwiegende öffentliche Interessen können sich hiebei aus der Notwendigkeit 
 1. des Schutzes der verfassungsmäßigen Einrichtungen der Republik Österreich 

oder 
 2. der Sicherung der Einsatzbereitschaft des Bundesheeres oder 
 3. der Sicherung der Interessen der umfassenden Landesverteidigung oder 
 4. des Schutzes wichtiger außenpolitischer, wirtschaftlicher oder finanzieller 

Interessen der Republik Österreich oder der Europäischen Union oder

(2) Die Auskunft ist nicht zu erteilen, soweit dies zum Schutz des 
Auskunftswerbers aus besonderen Gründen notwendig ist oder soweit überwiegende 
berechtigte Interessen des Auftraggebers oder eines Dritten, insbesondere auch 
überwiegende öffentliche Interessen, der Auskunftserteilung entgegenstehen. 
Überwiegende öffentliche Interessen können sich hiebei aus der Notwendigkeit 
 1. des Schutzes der verfassungsmäßigen Einrichtungen der Republik Österreich 

oder 
 2. der Sicherung der Einsatzbereitschaft des Bundesheeres oder 
 3. der Sicherung der Interessen der umfassenden Landesverteidigung oder 
 4. des Schutzes wichtiger außenpolitischer, wirtschaftlicher oder finanzieller 

Interessen der Republik Österreich oder der Europäischen Union oder 
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 5. der Vorbeugung, Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten 
ergeben. Die Zulässigkeit der Auskunftsverweigerung aus den Gründen der Z 1 bis 5 
unterliegt der Kontrolle durch die Datenschutzkommission nach § 30 Abs. 3 und dem 
besonderen Beschwerdeverfahren vor der Datenschutzkommission gemäß § 31 Abs. 4. 

 5. der Vorbeugung, Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten 
ergeben. Die Zulässigkeit der Auskunftsverweigerung aus den Gründen der Z 1 bis 5 
unterliegt der Kontrolle durch die Datenschutzbehörde nach § 30 Abs. 3 und dem 
besonderen Beschwerdeverfahren vor der Datenschutzbehörde gemäß § 31 Abs. 4. 

(3) und (4) … (3) und (4) …
(5) In jenen Bereichen der Vollziehung, die mit der Wahrnehmung der in Abs. 2 

Z 1 bis 5 bezeichneten Aufgaben betraut sind, ist, soweit dies zum Schutz jener 
öffentlichen Interessen notwendig ist, die eine Auskunftsverweigerung erfordert, 
folgendermaßen vorzugehen: 
Es ist in allen Fällen, in welchen keine Auskunft erteilt wird - also auch weil 
tatsächlich keine Daten verwendet werden -, anstelle einer inhaltlichen Begründung der 
Hinweis zu geben, daß keine der Auskunftspflicht unterliegenden Daten über den 
Auskunftswerber verwendet werden. Die Zulässigkeit dieser Vorgangsweise unterliegt 
der Kontrolle durch die Datenschutzkommission nach § 30 Abs. 3 und dem besonderen 
Beschwerdeverfahren vor der Datenschutzkommission nach § 31 Abs. 4. 

(5) In jenen Bereichen der Vollziehung, die mit der Wahrnehmung der in Abs. 2 
Z 1 bis 5 bezeichneten Aufgaben betraut sind, ist, soweit dies zum Schutz jener 
öffentlichen Interessen notwendig ist, die eine Auskunftsverweigerung erfordert, 
folgendermaßen vorzugehen: 
Es ist in allen Fällen, in welchen keine Auskunft erteilt wird - also auch weil 
tatsächlich keine Daten verwendet werden -, anstelle einer inhaltlichen Begründung der 
Hinweis zu geben, daß keine der Auskunftspflicht unterliegenden Daten über den 
Auskunftswerber verwendet werden. Die Zulässigkeit dieser Vorgangsweise unterliegt 
der Kontrolle durch die Datenschutzbehörde nach § 30 Abs. 3 und dem besonderen 
Beschwerdeverfahren vor der Datenschutzbehörde nach § 31 Abs. 4.

(6) … (6) … 
(7) Ab dem Zeitpunkt der Kenntnis von einem Auskunftsverlangen darf der 

Auftraggeber Daten über den Auskunftswerber innerhalb eines Zeitraums von vier 
Monaten und im Falle der Erhebung einer Beschwerde gemäß § 31 an die 
Datenschutzkommission bis zum rechtskräftigen Abschluß des Verfahrens nicht 
vernichten. Diese Frist gilt nicht, wenn einem Löschungsantrag des Auskunftswerbers 
nach § 27 Abs. 1 Z 2 oder § 28 zu entsprechen ist. 

(7) Ab dem Zeitpunkt der Kenntnis von einem Auskunftsverlangen darf der 
Auftraggeber Daten über den Auskunftswerber innerhalb eines Zeitraums von vier 
Monaten und im Falle der Erhebung einer Beschwerde gemäß § 31 an die 
Datenschutzbehörde bis zum rechtskräftigen Abschluß des Verfahrens nicht 
vernichten. Diese Frist gilt nicht, wenn einem Löschungsantrag des Auskunftswerbers 
nach § 27 Abs. 1 Z 2 oder § 28 zu entsprechen ist.

(8) bis (10) … (8) bis (10) …
Recht auf Richtigstellung oder Löschung Recht auf Richtigstellung oder Löschung 

§ 27. (1) bis (4)… 
(5) In jenen Bereichen der Vollziehung, die mit der Wahrnehmung der in § 26 

Abs. 2 Z 1 bis 5 bezeichneten Aufgaben betraut sind, ist, soweit dies zum Schutz jener 
öffentlichen Interessen notwendig ist, die eine Geheimhaltung erfordern, mit einem 
Richtigstellungs- oder Löschungsantrag folgendermaßen zu verfahren: Die 
Richtigstellung oder Löschung ist vorzunehmen, wenn das Begehren des Betroffenen 
nach Auffassung des Auftraggebers berechtigt ist. Die gemäß Abs. 4 erforderliche 
Mitteilung an den Betroffenen hat in allen Fällen dahingehend zu lauten, daß die 
Überprüfung der Datenbestände des Auftraggebers im Hinblick auf das 

§ 27. (1) bis (4)… 
(5) In jenen Bereichen der Vollziehung, die mit der Wahrnehmung der in § 26 

Abs. 2 Z 1 bis 5 bezeichneten Aufgaben betraut sind, ist, soweit dies zum Schutz jener 
öffentlichen Interessen notwendig ist, die eine Geheimhaltung erfordern, mit einem 
Richtigstellungs- oder Löschungsantrag folgendermaßen zu verfahren: Die 
Richtigstellung oder Löschung ist vorzunehmen, wenn das Begehren des Betroffenen 
nach Auffassung des Auftraggebers berechtigt ist. Die gemäß Abs. 4 erforderliche 
Mitteilung an den Betroffenen hat in allen Fällen dahingehend zu lauten, daß die 
Überprüfung der Datenbestände des Auftraggebers im Hinblick auf das 
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Richtigstellungs- oder Löschungsbegehren durchgeführt wurde. Die Zulässigkeit dieser 
Vorgangsweise unterliegt der Kontrolle durch die Datenschutzkommission nach § 30 
Abs. 3 und dem besonderen Beschwerdeverfahren vor der Datenschutzkommission 
nach § 31 Abs. 4. 

Richtigstellungs- oder Löschungsbegehren durchgeführt wurde. Die Zulässigkeit dieser 
Vorgangsweise unterliegt der Kontrolle durch die Datenschutzbehörde nach § 30 
Abs. 3 und dem besonderen Beschwerdeverfahren vor der Datenschutzbehörde nach 
§ 31 Abs. 4. 

(6) … (6) … 
(7) Werden Daten verwendet, deren Richtigkeit der Betroffene bestreitet, und läßt 

sich weder ihre Richtigkeit noch ihre Unrichtigkeit feststellen, so ist auf Verlangen des 
Betroffenen ein Vermerk über die Bestreitung beizufügen. Der Bestreitungsvermerk 
darf nur mit Zustimmung des Betroffenen oder auf Grund einer Entscheidung des 
zuständigen Gerichtes oder der Datenschutzkommission gelöscht werden. 

(7) Werden Daten verwendet, deren Richtigkeit der Betroffene bestreitet, und läßt 
sich weder ihre Richtigkeit noch ihre Unrichtigkeit feststellen, so ist auf Verlangen des 
Betroffenen ein Vermerk über die Bestreitung beizufügen. Der Bestreitungsvermerk 
darf nur mit Zustimmung des Betroffenen oder auf Grund einer Entscheidung des 
zuständigen Gerichtes oder der Datenschutzbehörde gelöscht werden. 

(8) und (9) … (8) und (9) …

6. Abschnitt 6. Abschnitt
Rechtsschutz Rechtsschutz 

Kontrollbefugnisse der Datenschutzkommission Kontrollbefugnisse der Datenschutzbehörde 
§ 30. (1) Jedermann kann sich wegen einer behaupteten Verletzung seiner Rechte 

oder ihn betreffender Pflichten eines Auftraggebers oder Dienstleisters nach diesem 
Bundesgesetz mit einer Eingabe an die Datenschutzkommission wenden.

§ 30. (1) Jedermann kann sich wegen einer behaupteten Verletzung seiner Rechte 
oder ihn betreffender Pflichten eines Auftraggebers oder Dienstleisters nach diesem 
Bundesgesetz mit einer Eingabe an die Datenschutzbehörde wenden. 

(2) Die Datenschutzkommission kann im Fall eines begründeten Verdachtes auf 
Verletzung der im Abs. 1 genannten Rechte und Pflichten Datenanwendungen 
überprüfen. Hiebei kann sie vom Auftraggeber oder Dienstleister der überprüften 
Datenanwendung insbesondere alle notwendigen Aufklärungen verlangen und 
Einschau in Datenanwendungen und diesbezügliche Unterlagen begehren. 

(2) Die Datenschutzbehörde kann im Fall eines begründeten Verdachtes auf 
Verletzung der im Abs. 1 genannten Rechte und Pflichten Datenanwendungen 
überprüfen. Hiebei kann sie vom Auftraggeber oder Dienstleister der überprüften 
Datenanwendung insbesondere alle notwendigen Aufklärungen verlangen und 
Einschau in Datenanwendungen und diesbezügliche Unterlagen begehren. 

(2a) Sofern sich eine zulässige Eingabe nach Abs. 1 oder ein begründeter 
Verdacht nach Abs. 2 auf eine meldepflichtige Datenanwendung (Datei) bezieht, kann 
die Datenschutzkommission die Erfüllung der Meldepflicht überprüfen und 
erforderlichenfalls nach den §§ 22 und 22a vorgehen. 

(2a) Sofern sich eine zulässige Eingabe nach Abs. 1 oder ein begründeter 
Verdacht nach Abs. 2 auf eine meldepflichtige Datenanwendung (Datei) bezieht, kann 
die Datenschutzbehörde die Erfüllung der Meldepflicht überprüfen und 
erforderlichenfalls nach den §§ 22 und 22a vorgehen. 

(3) … (3) … 
(4) Zum Zweck der Einschau ist die Datenschutzkommission nach Verständigung 

des Inhabers der Räumlichkeiten und des Auftraggebers (Dienstleisters) berechtigt, 
Räume, in welchen Datenanwendungen vorgenommen werden, zu betreten, 
Datenverarbeitungsanlagen in Betrieb zu setzen, die zu überprüfenden Verarbeitungen 

(4) Zum Zweck der Einschau ist die Datenschutzbehörde nach Verständigung des 
Inhabers der Räumlichkeiten und des Auftraggebers (Dienstleisters) berechtigt, 
Räume, in welchen Datenanwendungen vorgenommen werden, zu betreten, 
Datenverarbeitungsanlagen in Betrieb zu setzen, die zu überprüfenden Verarbeitungen 
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durchzuführen sowie Kopien von Datenträgern in dem für die Ausübung der 
Kontrollbefugnisse unbedingt erforderlichen Ausmaß herzustellen. Der Auftraggeber 
(Dienstleister) hat die für die Einschau notwendige Unterstützung zu leisten. Die 
Kontrolltätigkeit ist unter möglichster Schonung der Rechte des Auftraggebers 
(Dienstleisters) und Dritter auszuüben. 

durchzuführen sowie Kopien von Datenträgern in dem für die Ausübung der 
Kontrollbefugnisse unbedingt erforderlichen Ausmaß herzustellen. Der Auftraggeber 
(Dienstleister) hat die für die Einschau notwendige Unterstützung zu leisten. Die 
Kontrolltätigkeit ist unter möglichster Schonung der Rechte des Auftraggebers 
(Dienstleisters) und Dritter auszuüben. 

(5) Informationen, die der Datenschutzkommission oder ihren Beauftragten bei 
der Kontrolltätigkeit zukommen, dürfen ausschließlich für die Kontrolle im Rahmen 
der Vollziehung datenschutzrechtlicher Vorschriften verwendet werden. Dazu zählt 
auch die Verwendung für Zwecke der gerichtlichen Rechtsverfolgung durch den 
Einschreiter oder die Datenschutzkommission nach § 32. Im Übrigen besteht die 
Pflicht zur Verschwiegenheit auch gegenüber Gerichten und Verwaltungsbehörden, 
insbesondere Abgabenbehörden; dies allerdings mit der Maßgabe, dass dann, wenn die 
Einschau den Verdacht einer strafbaren Handlung nach den §§ 51 oder 52 dieses 
Bundesgesetzes, einer strafbaren Handlung nach den §§ 118a, 119, 119a, 126a bis 
126c, 148a oder § 278a des Strafgesetzbuches, BGBl. Nr. 60/1974, oder eines 
Verbrechens mit einer Freiheitsstrafe, deren Höchstmaß fünf Jahre übersteigt, ergibt, 
Anzeige zu erstatten ist und hinsichtlich solcher Verbrechen und Vergehen auch 
Ersuchen nach § 76 der Strafprozessordnung, BGBl. Nr. 631/1975, zu entsprechen ist. 

(5) Informationen, die der Datenschutzbehörde oder ihren Beauftragten bei der 
Kontrolltätigkeit zukommen, dürfen ausschließlich für die Kontrolle im Rahmen der 
Vollziehung datenschutzrechtlicher Vorschriften verwendet werden. Dazu zählt auch 
die Verwendung für Zwecke der gerichtlichen Rechtsverfolgung durch den 
Einschreiter oder die Datenschutzbehörde nach § 32. Im Übrigen besteht die Pflicht zur 
Verschwiegenheit auch gegenüber Gerichten und Verwaltungsbehörden, insbesondere 
Abgabenbehörden; dies allerdings mit der Maßgabe, dass dann, wenn die Einschau den 
Verdacht einer strafbaren Handlung nach den §§ 51 oder 52 dieses Bundesgesetzes, 
einer strafbaren Handlung nach den §§ 118a, 119, 119a, 126a bis 126c, 148a oder 
§ 278a des Strafgesetzbuches, BGBl. Nr. 60/1974, oder eines Verbrechens mit einer 
Freiheitsstrafe, deren Höchstmaß fünf Jahre übersteigt, ergibt, Anzeige zu erstatten ist 
und hinsichtlich solcher Verbrechen und Vergehen auch Ersuchen nach § 76 der 
Strafprozessordnung, BGBl. Nr. 631/1975, zu entsprechen ist. 

(6) Zur Herstellung des rechtmäßigen Zustandes kann die 
Datenschutzkommission, sofern nicht Maßnahmen nach den §§ 22 und 22a oder nach 
Abs. 6a zu treffen sind, Empfehlungen aussprechen, für deren Befolgung 
erforderlichenfalls eine angemessene Frist zu setzen ist. Wird einer solchen 
Empfehlung innerhalb der gesetzten Frist nicht entsprochen, so kann die 
Datenschutzkommission je nach der Art des Verstoßes von Amts wegen insbesondere 
 1. Strafanzeige nach §§ 51 oder 52 erstatten, oder 
 2. bei schwerwiegenden Verstößen durch Auftraggeber des privaten Bereichs 

Klage vor dem zuständigen Gericht gemäß § 32 Abs. 5 erheben, oder 
 3. bei Verstößen von Auftraggebern, die Organe einer Gebietskörperschaft sind, 

das zuständige oberste Organ befassen. Dieses Organ hat innerhalb einer 
angemessenen, jedoch zwölf Wochen nicht überschreitenden Frist entweder 
dafür Sorge zu tragen, dass der Empfehlung der Datenschutzkommission 
entsprochen wird, oder der Datenschutzkommission mitzuteilen, warum der 
Empfehlung nicht entsprochen wurde. Die Begründung darf von der 
Datenschutzkommission der Öffentlichkeit in geeigneter Weise zur Kenntnis 
gebracht werden, soweit dem nicht die Amtsverschwiegenheit entgegensteht. 

(6) Zur Herstellung des rechtmäßigen Zustandes kann die Datenschutzbehörde, 
sofern nicht Maßnahmen nach den §§ 22 und 22a oder nach Abs. 6a zu treffen sind, 
Empfehlungen aussprechen, für deren Befolgung erforderlichenfalls eine angemessene 
Frist zu setzen ist. Wird einer solchen Empfehlung innerhalb der gesetzten Frist nicht 
entsprochen, so kann die Datenschutzbehörde je nach der Art des Verstoßes von Amts 
wegen insbesondere 
 1. Strafanzeige nach §§ 51 oder 52 erstatten, oder 
 2. bei schwerwiegenden Verstößen durch Auftraggeber des privaten Bereichs 

Klage vor dem zuständigen Gericht gemäß § 32 Abs. 5 erheben, oder 
 3. bei Verstößen von Auftraggebern, die Organe einer Gebietskörperschaft sind, 

das zuständige oberste Organ befassen. Dieses Organ hat innerhalb einer 
angemessenen, jedoch zwölf Wochen nicht überschreitenden Frist entweder 
dafür Sorge zu tragen, dass der Empfehlung der Datenschutzbehörde 
entsprochen wird, oder der Datenschutzbehörde mitzuteilen, warum der 
Empfehlung nicht entsprochen wurde. Die Begründung darf von der 
Datenschutzbehörde der Öffentlichkeit in geeigneter Weise zur Kenntnis 
gebracht werden, soweit dem nicht die Amtsverschwiegenheit entgegensteht. 
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(6a) Liegt durch den Betrieb einer Datenanwendung eine wesentliche 

unmittelbare Gefährdung schutzwürdiger Geheimhaltungsinteressen der Betroffenen 
(Gefahr im Verzug) vor, so kann die Datenschutzkommission die Weiterführung der 
Datenanwendung mit Bescheid gemäß § 57 Abs. 1 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51, untersagen. Wenn dies 
technisch möglich, im Hinblick auf den Zweck der Datenanwendung sinnvoll und zur 
Beseitigung der Gefährdung ausreichend scheint, kann die Weiterführung auch nur 
teilweise untersagt werden. Wird einer Untersagung nicht sogleich Folge geleistet, ist 
Strafanzeige nach § 52 Abs. 1 Z 3 zu erstatten. Nach Rechtskraft einer Untersagung 
nach diesem Absatz ist ein Berichtigungsverfahren nach § 22a Abs. 2 formlos 
einzustellen. Die Datenanwendung ist im Umfang der Untersagung aus dem Register 
zu streichen. 

(6a) Liegt durch den Betrieb einer Datenanwendung eine wesentliche 
unmittelbare Gefährdung schutzwürdiger Geheimhaltungsinteressen der Betroffenen 
(Gefahr im Verzug) vor, so kann die Datenschutzbehörde die Weiterführung der 
Datenanwendung mit Bescheid gemäß § 57 Abs. 1 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51, untersagen. Wenn dies 
technisch möglich, im Hinblick auf den Zweck der Datenanwendung sinnvoll und zur 
Beseitigung der Gefährdung ausreichend scheint, kann die Weiterführung auch nur 
teilweise untersagt werden. Wird einer Untersagung nicht sogleich Folge geleistet, ist 
Strafanzeige nach § 52 Abs. 1 Z 3 zu erstatten. Nach Rechtskraft einer Untersagung 
nach diesem Absatz ist ein Berichtigungsverfahren nach § 22a Abs. 2 formlos 
einzustellen. Die Datenanwendung ist im Umfang der Untersagung aus dem Register 
zu streichen. 

(7) … (7) … 
Beschwerde an die Datenschutzkommission Beschwerde an die Datenschutzbehörde 

§ 31. (1) Die Datenschutzkommission erkennt über Beschwerden von Personen 
oder Personengemeinschaften, die behaupten, in ihrem Recht auf Auskunft nach § 26 
oder nach § 50 Abs. 1 dritter Satz oder in ihrem Recht auf Darlegung einer 
automatisierten Einzelentscheidung nach § 49 Abs. 3 verletzt zu sein, soweit sich das 
Auskunftsverlangen (der Antrag auf Darlegung oder Bekanntgabe) nicht auf die 
Verwendung von Daten für Akte im Dienste der Gesetzgebung oder der 
Gerichtsbarkeit bezieht. 

§ 31. (1) Die Datenschutzbehörde erkennt über Beschwerden von Personen oder 
Personengemeinschaften, die behaupten, in ihrem Recht auf Auskunft nach § 26 oder 
nach § 50 Abs. 1 dritter Satz oder in ihrem Recht auf Darlegung einer automatisierten 
Einzelentscheidung nach § 49 Abs. 3 verletzt zu sein, soweit sich das 
Auskunftsverlangen (der Antrag auf Darlegung oder Bekanntgabe) nicht auf die 
Verwendung von Daten für Akte im Dienste der Gesetzgebung oder der 
Gerichtsbarkeit bezieht. 

(2) Die Datenschutzkommission erkennt weiters über Beschwerden von Personen 
oder Personengemeinschaften, die behaupten, in ihrem Recht auf Geheimhaltung (§ 1 
Abs. 1) oder in ihrem Recht auf Richtigstellung oder auf Löschung (§§ 27 und 28) 
verletzt zu sein, sofern der Anspruch nicht nach § 32 Abs. 1 vor einem Gericht geltend 
zu machen ist oder sich gegen ein Organ im Dienste der Gesetzgebung oder der 
Gerichtsbarkeit richtet. 

(2) Die Datenschutzbehörde erkennt weiters über Beschwerden von Personen oder 
Personengemeinschaften, die behaupten, in ihrem Recht auf Geheimhaltung (§ 1 
Abs. 1) oder in ihrem Recht auf Richtigstellung oder auf Löschung (§§ 27 und 28) 
verletzt zu sein, sofern der Anspruch nicht nach § 32 Abs. 1 vor einem Gericht geltend 
zu machen ist oder sich gegen ein Organ im Dienste der Gesetzgebung oder der 
Gerichtsbarkeit richtet. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 
(5) Die der Datenschutzkommission durch § 30 Abs. 2 bis 4 eingeräumten 

Kontrollbefugnisse kommen ihr auch in Beschwerdeverfahren nach Abs. 1 und 2 
gegenüber dem Beschwerdegegner zu. Ebenso besteht auch hinsichtlich dieser 
Verfahren die Verschwiegenheitspflicht nach § 30 Abs. 5. 

(5) Die der Datenschutzbehörde durch § 30 Abs. 2 bis 4 eingeräumten 
Kontrollbefugnisse kommen ihr auch in Beschwerdeverfahren nach Abs. 1 und 2 
gegenüber dem Beschwerdegegner zu. Ebenso besteht auch hinsichtlich dieser 
Verfahren die Verschwiegenheitspflicht nach § 30 Abs. 5. 

(6) Im Fall der Einbringung einer zulässigen Beschwerde nach Abs. 1 oder 2 ist 
ein auf Grund einer Eingabe nach § 30 Abs. 1 über denselben Gegenstand eingeleitetes 

(6) Im Fall der Einbringung einer zulässigen Beschwerde nach Abs. 1 oder 2 ist 
ein auf Grund einer Eingabe nach § 30 Abs. 1 über denselben Gegenstand eingeleitetes 
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Kontrollverfahren durch eine entsprechende Information (§ 30 Abs. 7) zu beenden. Die 
Datenschutzkommission kann aber dennoch auch während der Anhängigkeit des 
Beschwerdeverfahrens von Amts wegen nach § 30 Abs. 2 vorgehen, wenn ein 
begründeter Verdacht einer über den Beschwerdefall hinausgehenden Verletzung 
datenschutzrechtlicher Verpflichtungen besteht. § 30 Abs. 3 bleibt unberührt. 

Kontrollverfahren durch eine entsprechende Information (§ 30 Abs. 7) zu beenden. Die 
Datenschutzbehörde kann aber dennoch auch während der Anhängigkeit des 
Beschwerdeverfahrens von Amts wegen nach § 30 Abs. 2 vorgehen, wenn ein 
begründeter Verdacht einer über den Beschwerdefall hinausgehenden Verletzung 
datenschutzrechtlicher Verpflichtungen besteht. § 30 Abs. 3 bleibt unberührt. 

(7) … (7) … 
(8) Ein Beschwerdegegner, gegen den wegen Verletzung in Rechten nach den 

§§ 26 bis 28 Beschwerde erhoben wurde, kann bis zum Abschluss des Verfahrens vor 
der Datenschutzkommission durch Reaktionen gegenüber dem Beschwerdeführer 
gemäß § 26 Abs. 4 oder § 27 Abs. 4 die behauptete Rechtsverletzung nachträglich 
beseitigen. Erscheint der Datenschutzkommission durch derartige Reaktionen des 
Beschwerdegegners die Beschwerde als gegenstandslos, so hat sie den 
Beschwerdeführer dazu zu hören. Gleichzeitig ist er darauf aufmerksam zu machen, 
dass die Datenschutzkommission das Verfahren formlos einstellen wird, wenn er nicht 
innerhalb einer angemessenen Frist begründet, warum er die ursprünglich behauptete 
Rechtsverletzung zumindest teilweise nach wie vor als nicht beseitigt erachtet. Wird 
durch eine derartige Äußerung des Beschwerdeführers die Sache ihrem Wesen nach 
geändert (§ 13 Abs. 8 AVG), so ist von der Zurückziehung der ursprünglichen 
Beschwerde und der gleichzeitigen Einbringung einer neuen Beschwerde auszugehen. 
Auch diesfalls ist das ursprüngliche Beschwerdeverfahren formlos einzustellen und der 
Beschwerdeführer davon zu verständigen. Verspätete Äußerungen sind nicht zu 
berücksichtigen. 

(8) Ein Beschwerdegegner, gegen den wegen Verletzung in Rechten nach den 
§§ 26 bis 28 Beschwerde erhoben wurde, kann bis zum Abschluss des Verfahrens vor 
der Datenschutzbehörde durch Reaktionen gegenüber dem Beschwerdeführer gemäß 
§ 26 Abs. 4 oder § 27 Abs. 4 die behauptete Rechtsverletzung nachträglich beseitigen. 
Erscheint der Datenschutzbehörde durch derartige Reaktionen des Beschwerdegegners 
die Beschwerde als gegenstandslos, so hat sie den Beschwerdeführer dazu zu hören. 
Gleichzeitig ist er darauf aufmerksam zu machen, dass die Datenschutzbehörde das 
Verfahren formlos einstellen wird, wenn er nicht innerhalb einer angemessenen Frist 
begründet, warum er die ursprünglich behauptete Rechtsverletzung zumindest teilweise 
nach wie vor als nicht beseitigt erachtet. Wird durch eine derartige Äußerung des 
Beschwerdeführers die Sache ihrem Wesen nach geändert (§ 13 Abs. 8 AVG), so ist 
von der Zurückziehung der ursprünglichen Beschwerde und der gleichzeitigen 
Einbringung einer neuen Beschwerde auszugehen. Auch diesfalls ist das ursprüngliche 
Beschwerdeverfahren formlos einzustellen und der Beschwerdeführer davon zu 
verständigen. Verspätete Äußerungen sind nicht zu berücksichtigen. 

Begleitende Maßnahmen im Beschwerdeverfahren Begleitende Maßnahmen im Beschwerdeverfahren 
§ 31a. (1) Sofern sich eine zulässige Beschwerde nach § 31 Abs. 2 auf eine 

meldepflichtige Datenanwendung (Datei) bezieht, kann die Datenschutzkommission 
die Erfüllung der Meldepflicht überprüfen und erforderlichenfalls nach den §§ 22 und 
22a vorgehen.

§ 31a. (1) Sofern sich eine zulässige Beschwerde nach § 31 Abs. 2 auf eine 
meldepflichtige Datenanwendung (Datei) bezieht, kann die Datenschutzbehörde die 
Erfüllung der Meldepflicht überprüfen und erforderlichenfalls nach den §§ 22 und 22a 
vorgehen. 

(2) Macht der Beschwerdeführer im Rahmen einer Beschwerde nach § 31 Abs. 2 
eine wesentliche Beeinträchtigung seiner schutzwürdigen Geheimhaltungsinteressen 
durch die Verwendung seiner Daten glaubhaft, so kann die Datenschutzkommission 
nach § 30 Abs. 6a vorgehen. 

(2) Macht der Beschwerdeführer im Rahmen einer Beschwerde nach § 31 Abs. 2 
eine wesentliche Beeinträchtigung seiner schutzwürdigen Geheimhaltungsinteressen 
durch die Verwendung seiner Daten glaubhaft, so kann die Datenschutzbehörde nach 
§ 30 Abs. 6a vorgehen.

(3) Ist in einem Verfahren nach § 31 Abs. 2 die Richtigkeit von Daten strittig, so 
ist vom Beschwerdegegner bis zum Abschluss des Verfahrens ein Bestreitungsvermerk 
anzubringen. Erforderlichenfalls hat dies die Datenschutzkommission auf Antrag des 

(3) Ist in einem Verfahren nach § 31 Abs. 2 die Richtigkeit von Daten strittig, so 
ist vom Beschwerdegegner bis zum Abschluss des Verfahrens ein Bestreitungsvermerk 
anzubringen. Erforderlichenfalls hat dies die Datenschutzbehörde auf Antrag des 
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Beschwerdeführers mit Mandatsbescheid anzuordnen. Beschwerdeführers mit Mandatsbescheid anzuordnen.

(4) Beruft sich ein Auftraggeber des öffentlichen Bereichs bei einer Beschwerde 
wegen Verletzung des Auskunfts-, Richtigstellungs- oder Löschungsrechts gegenüber 
der Datenschutzkommission auf die §§ 26 Abs. 5 oder 27 Abs. 5, so hat diese nach 
Überprüfung der Notwendigkeit der Geheimhaltung die geschützten öffentlichen 
Interessen in ihrem Verfahren zu wahren. Kommt sie zur Auffassung, dass die 
Geheimhaltung von verarbeiteten Daten gegenüber dem Betroffenen nicht 
gerechtfertigt war, ist die Offenlegung der Daten mit Bescheid aufzutragen. Gegen 
diese Entscheidung der Datenschutzkommission kann die belangte Behörde 
Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof erheben. Wurde keine derartige 
Beschwerde eingebracht und wird dem Bescheid der Datenschutzkommission binnen 
acht Wochen nicht entsprochen, so hat die Datenschutzkommission die Offenlegung 
der Daten gegenüber dem Betroffenen selbst vorzunehmen und ihm die verlangte 
Auskunft zu erteilen oder ihm mitzuteilen, welche Daten bereits berichtigt oder 
gelöscht wurden. Die ersten beiden Sätze gelten in Verfahren nach § 30 sinngemäß. 

(4) Beruft sich ein Auftraggeber des öffentlichen Bereichs bei einer Beschwerde 
wegen Verletzung des Auskunfts-, Richtigstellungs- oder Löschungsrechts gegenüber 
der Datenschutzbehörde auf die §§ 26 Abs. 5 oder 27 Abs. 5, so hat diese nach 
Überprüfung der Notwendigkeit der Geheimhaltung die geschützten öffentlichen 
Interessen in ihrem Verfahren zu wahren. Kommt sie zur Auffassung, dass die 
Geheimhaltung von verarbeiteten Daten gegenüber dem Betroffenen nicht 
gerechtfertigt war, ist die Offenlegung der Daten mit Bescheid aufzutragen. Gegen 
diese Entscheidung der Datenschutzbehörde kann die belangte Behörde Beschwerde an 
das Bundesverwaltungsgericht erheben. Wurde keine derartige Beschwerde 
eingebracht und wird dem Bescheid der Datenschutzbehörde binnen acht Wochen 
nicht entsprochen, so hat die Datenschutzbehörde die Offenlegung der Daten 
gegenüber dem Betroffenen selbst vorzunehmen und ihm die verlangte Auskunft zu 
erteilen oder ihm mitzuteilen, welche Daten bereits berichtigt oder gelöscht wurden. 
Die ersten beiden Sätze gelten in Verfahren nach § 30 sinngemäß.

Anrufung der Gerichte Anrufung der Gerichte 
§ 32. (1) bis (4) … § 32. (1) bis (4) …
(5) Die Datenschutzkommission hat in Fällen, in welchen der begründete 

Verdacht einer schwerwiegenden Datenschutzverletzung durch einen Auftraggeber des 
privaten Bereichs besteht, gegen diesen eine Feststellungsklage (§ 228 ZPO) bei dem 
gemäß Abs. 4 zweiter Satz zuständigen Gericht zu erheben. 

(5) Die Datenschutzbehörde hat in Fällen, in welchen der begründete Verdacht 
einer schwerwiegenden Datenschutzverletzung durch einen Auftraggeber des privaten 
Bereichs besteht, gegen diesen eine Feststellungsklage (§ 228 ZPO) bei dem gemäß 
Abs. 4 zweiter Satz zuständigen Gericht zu erheben.

(6) Die Datenschutzkommission hat, wenn ein Einschreiter (§ 30 Abs. 1) es 
verlangt und es zur Wahrung der nach diesem Bundesgesetz geschützten Interessen 
einer größeren Zahl von natürlichen Personen geboten ist, einem Rechtsstreit auf 
Seiten des Einschreiters als Nebenintervenient (§§ 17 ff ZPO) beizutreten.

(6) Die Datenschutzbehörde hat, wenn ein Einschreiter (§ 30 Abs. 1) es verlangt 
und es zur Wahrung der nach diesem Bundesgesetz geschützten Interessen einer 
größeren Zahl von natürlichen Personen geboten ist, einem Rechtsstreit auf Seiten des 
Einschreiters als Nebenintervenient (§§ 17 ff ZPO) beizutreten.

(7) Anlässlich einer zulässigen Klage nach Abs. 1, die sich auf eine nach Ansicht 
des Gerichts meldepflichtige Datenanwendung bezieht, kann das Gericht die 
Datenschutzkommission um Überprüfung nach den §§ 22 und 22a ersuchen. Die 
Datenschutzkommission hat das Gericht vom Ergebnis der Überprüfung zu 
verständigen. Dieses ist sodann vom Gericht auch den Parteien bekannt zu geben, 
sofern das Verfahren noch nicht rechtskräftig beendet ist.

(7) Anlässlich einer zulässigen Klage nach Abs. 1, die sich auf eine nach Ansicht 
des Gerichts meldepflichtige Datenanwendung bezieht, kann das Gericht die 
Datenschutzbehörde um Überprüfung nach den §§ 22 und 22a ersuchen. Die 
Datenschutzbehörde hat das Gericht vom Ergebnis der Überprüfung zu verständigen. 
Dieses ist sodann vom Gericht auch den Parteien bekannt zu geben, sofern das 
Verfahren noch nicht rechtskräftig beendet ist.

Gemeinsame Bestimmungen Gemeinsame Bestimmungen 
§ 34. (1) und (2) … § 34. (1) und (2) …
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(3) Ist ein von der Datenschutzkommission zu prüfender Sachverhalt gemäß § 3 

nach der Rechtsordnung eines anderen Vertragsstaates des Europäischen 
Wirtschaftsraumes zu beurteilen, so kann die Datenschutzkommission die zuständige 
ausländische Datenschutzkontrollstelle um Unterstützung ersuchen. 

(3) Ist ein von der Datenschutzbehörde zu prüfender Sachverhalt gemäß § 3 nach 
der Rechtsordnung eines anderen Vertragsstaates des Europäischen Wirtschaftsraumes 
zu beurteilen, so kann die Datenschutzbehörde die zuständige ausländische 
Datenschutzkontrollstelle um Unterstützung ersuchen.

(4) Die Datenschutzkommission hat den Unabhängigen 
Datenschutzkontrollstellen der anderen Vertragsstaaten des Europäischen 
Wirtschaftsraumes über Ersuchen Amtshilfe zu leisten. 

(4) Die Datenschutzbehörde hat den Unabhängigen Datenschutzkontrollstellen der 
anderen Vertragsstaaten des Europäischen Wirtschaftsraumes über Ersuchen Amtshilfe 
zu leisten. 

7. Abschnitt 7. Abschnitt
Kontrollorgane Kontrollorgane 

Datenschutzkommission und Datenschutzrat Datenschutzbehörde und Datenschutzrat 
§ 35. (1) Zur Wahrung des Datenschutzes sind nach den näheren Bestimmungen 

dieses Bundesgesetzes - unbeschadet der Zuständigkeit des Bundeskanzlers und der 
ordentlichen Gerichte - die Datenschutzkommission und der Datenschutzrat berufen. 

§ 35. (1) Zur Wahrung des Datenschutzes sind nach den näheren Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes – unbeschadet der Zuständigkeit des Bundeskanzlers und der 
ordentlichen Gerichte – die Datenschutzbehörde und der Datenschutzrat berufen. 

(2) (Verfassungsbestimmung) Die Datenschutzkommission übt ihre Befugnisse 
auch gegenüber den in Art. 19 B-VG bezeichneten obersten Organen der Vollziehung 
aus. 

(2) (Verfassungsbestimmung) Die Datenschutzbehörde übt ihre Befugnisse auch 
gegenüber den in Art. 19 B-VG bezeichneten obersten Organen der Vollziehung aus. 

Zusammensetzung der Datenschutzkommission Einrichtung der Datenschutzbehörde 
§ 36. (1) Die Datenschutzkommission besteht aus sechs Mitgliedern, die auf 

Vorschlag der Bundesregierung vom Bundespräsidenten für die Dauer von fünf Jahren 
bestellt werden. Wiederbestellungen sind zulässig. Die Mitglieder müssen 
rechtskundig sein. Ein Mitglied muß dem Richterstand angehören. 

§ 36. (1) Der Datenschutzbehörde steht ein Leiter vor. Dieser wird vom 
Bundespräsidenten auf Vorschlag der Bundesregierung für eine Dauer von fünf Jahren 
bestellt; die Wiederbestellung ist zulässig. Dem Vorschlag hat eine Ausschreibung zur 
allgemeinen Bewerbung voranzugehen. Die Ausschreibung ist vom Bundeskanzler zu 
veranlassen und im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ kundzumachen.

(2) Die Vorbereitung des Vorschlages der Bundesregierung für die Bestellung der 
Mitglieder der Datenschutzkommission obliegt dem Bundeskanzler. Er hat dabei 
Bedacht zu nehmen auf: 
 1. einen Dreiervorschlag des Präsidenten des Obersten Gerichtshofs für das 

richterliche Mitglied, 
 2. einen Vorschlag der Länder für zwei Mitglieder, 
 3. einen Dreiervorschlag der Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte für ein 

Mitglied, 
 4. einen Dreiervorschlag der Wirtschaftskammer Österreich für ein Mitglied.

(2) Der Leiter der Datenschutzbehörde hat 
 1. das Studium der Rechtswissenschaften oder die rechts- und 

staatswissenschaftlichen Studien abgeschlossen zu haben, 
 2. die persönliche und fachliche Eignung durch eine entsprechende Vorbildung 

und einschlägige Berufserfahrung in den von der Datenschutzbehörde zu 
besorgenden Angelegenheiten aufzuweisen, 

 3. über ausgezeichnete Kenntnisse des österreichischen Datenschutzrechtes, des 
Unionsrechtes und der Grundrechte zu verfügen und 

4. über eine mindestens fünfjährige juristische Berufserfahrung zu verfügen. 
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Alle vorgeschlagenen Personen sollen Erfahrung auf dem Gebiet des Datenschutzes 
besitzen. 

(3) Ein Mitglied ist aus dem Kreise der rechtskundigen Bundesbediensteten 
vorzuschlagen. 

(3) Zum Leiter der Datenschutzbehörde dürfen nicht bestellt werden: 
 1. Mitglieder der Bundesregierung, Staatssekretäre, Mitglieder einer 

Landesregierung, Mitglieder des Nationalrates, des Bundesrates oder sonst 
eines allgemeinen Vertretungskörpers oder des Europäischen Parlaments, 
ferner Volksanwälte und der Präsident des Rechnungshofes, 

 2. Personen, die eine der in der Z 1 genannten Funktionen innerhalb der letzten 
zwei Jahre ausgeübt haben, und 

3. Personen, die von der Wählbarkeit in den Nationalrat ausgeschlossen sind. 
(3a) Die Mitglieder der Datenschutzkommission üben diese Funktion neben ihnen 

sonst obliegenden beruflichen Tätigkeiten aus. 
 

(4) Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu bestellen. Das Ersatzmitglied tritt 
bei Verhinderung des Mitglieds an dessen Stelle. Die Funktionsperiode des 
Ersatzmitglieds endet mit der Funktionsperiode des Mitglieds; für den Fall der 
vorzeitigen Beendigung der Funktionsperiode des Mitglieds gilt Abs. 8. 

(4) Der Leiter der Datenschutzbehörde darf für die Dauer seines Amtes keine 
Tätigkeit ausüben, die Zweifel an der unabhängigen Ausübung seines Amtes oder die 
Vermutung einer Befangenheit hervorrufen könnte oder die ihn an der Erfüllung seiner 
dienstlichen Aufgaben behindert oder wesentliche dienstliche Interessen gefährdet. Er 
ist verpflichtet, Tätigkeiten, die er neben seiner Tätigkeit als Leiter der 
Datenschutzbehörde ausübt, unverzüglich dem Bundeskanzler zur Kenntnis zu 
bringen. 

(5) Der Datenschutzkommission können nicht angehören: 
 1. Mitglieder der Bundesregierung oder einer Landesregierung sowie 

Staatssekretäre; 
 2. Personen, die zum Nationalrat nicht wählbar sind. 

(5) Die Funktion des Leiters der Datenschutzbehörde endet durch Zeitablauf, Tod, 
Verzicht oder bei Verlust der Wählbarkeit zum Nationalrat. 

(6) Hat ein Mitglied der Datenschutzkommission Einladungen zu drei 
aufeinanderfolgenden Sitzungen ohne genügende Entschuldigung keine Folge geleistet 
oder tritt bei einem Mitglied ein Ausschließungsgrund des Abs. 5 nachträglich ein, so 
hat dies nach seiner Anhörung die Datenschutzkommission festzustellen. Diese 
Feststellung hat den Verlust der Mitgliedschaft zur Folge. Im übrigen kann ein 
Mitglied der Datenschutzkommission nur aus einem schwerwiegenden Grund durch 
Beschluß der Datenschutzkommission, dem mindestens drei ihrer Mitglieder 
zustimmen müssen, seines Amtes für verlustig erklärt werden. Die Mitgliedschaft 
endet auch, wenn das Mitglied seine Funktion durch schriftliche Erklärung an den 
Bundeskanzler zurücklegt. Die Mitgliedschaft des richterlichen Mitglieds sowie des 
Mitglieds aus dem Kreis der rechtskundigen Bundesbediensteten endet auch, wenn 

(6) Bei Beendigung der Funktion des Leiters der Datenschutzbehörde ist nach 
Maßgabe der Abs. 1 bis 3 unverzüglich ein neuer Leiter zu bestellen. 
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diese aus ihren Dienstverhältnissen zum Bund ausscheiden, in den Ruhestand 
übertreten oder in den Ruhestand versetzt werden. Bei Richtern steht dem Ausscheiden 
eine Dienstzuteilung nach § 78 des Richter- und Staatsanwaltschaftsdienstgesetzes, 
BGBl. Nr. 305/1961, gleich. Die Mitgliedschaft der übrigen Mitglieder endet am 
31. Dezember des Jahres, in dem sie das 65. Lebensjahr vollenden. 

(7) Auf die Ersatzmitglieder sind die Abs. 2, 3, 5 und 6 wie auf Mitglieder 
anzuwenden. 

(7) Vom Bundespräsidenten wird auf Vorschlag der Bundesregierung ein 
Stellvertreter des Leiters der Datenschutzbehörde nach Maßgabe der Abs. 1 bis 3 
bestellt. Für den Stellvertreter des Leiters der Datenschutzbehörde gelten die Abs. 4 bis 
6 sinngemäß. Er vertritt den Leiter der Datenschutzbehörde in dessen Abwesenheit. 

(8) Scheidet ein Mitglied wegen Todes, freiwillig oder gemäß Abs. 6 vorzeitig 
aus, so wird das betreffende Ersatzmitglied (Abs. 4) Mitglied der 
Datenschutzkommission bis zum Ablauf der Funktionsperiode des ausgeschiedenen 
Mitglieds. Unter Anwendung der Abs. 2 und 3 ist für diese Zeit ein neues 
Ersatzmitglied zu bestellen. Scheidet ein Ersatzmitglied vorzeitig aus, ist unverzüglich 
ein neues Ersatzmitglied zu bestellen. 

 

(9) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der Datenschutzkommission haben für 
die Anreise zu den Sitzungen der Datenschutzkommission sowie für in Ausübung ihrer 
Funktion erforderliche sonstige Dienstreisen Anspruch auf Ersatz der Reisekosten 
(Gebührenstufe 3) durch den Bundeskanzler nach Maßgabe der für Bundesbedienstete 
geltenden Rechtsvorschriften. Sie haben ferner Anspruch auf eine der Zeit und dem 
Arbeitsaufwand entsprechende Vergütung, die auf Antrag des Bundeskanzlers von der 
Bundesregierung durch Verordnung festzusetzen ist. 

 

Weisungsfreiheit der Datenschutzkommission Organisation und Unabhängigkeit der Datenschutzbehörde 
§ 37. (1) Die Mitglieder der Datenschutzkommission sind in Ausübung ihres 

Amtes unabhängig und an keine Weisungen gebunden. 
§ 37. (1) Der Leiter der Datenschutzbehörde ist in Ausübung seines Amtes 

unabhängig und an keine Weisungen gebunden.
(2) Die in der Geschäftsstelle der Datenschutzkommission tätigen Bediensteten 

unterstehen fachlich nur den Weisungen des Vorsitzenden oder des geschäftsführenden 
Mitglieds der Datenschutzkommission. 

(2) Die Datenschutzbehörde ist eine Dienstbehörde und Personalstelle. Im 
Bundesfinanzgesetz ist die notwendige Sach- und Personalausstattung sicherzustellen. 
Die Bediensteten der Datenschutzbehörde unterstehen nur den Weisungen des Leiters 
der Datenschutzbehörde. Der Leiter der Datenschutzbehörde übt die Diensthoheit über 
die Bediensteten der Datenschutzbehörde aus.

 (3) Der Bundeskanzler kann sich beim Leiter der Datenschutzbehörde über die 
Gegenstände der Geschäftsführung unterrichten. Dem ist vom Leiter der 
Datenschutzbehörde nur insoweit zu entsprechen, als dies nicht der völligen 
Unabhängigkeit der Kontrollstelle im Sinne von Art. 28 Abs. 1 UAbs. 2 der 
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Richtlinie 95/46/EG zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr, ABl. Nr. L 281 vom 
23.11.1995 S. 31, widerspricht.

 (4) Die Datenschutzbehörde ist vor Erlassung von Bundesgesetzen, die 
wesentliche Fragen des Datenschutzes unmittelbar betreffen, sowie von Verordnungen 
des Bundes, die auf der Grundlage dieses Bundesgesetzes ergehen oder sonstige 
wesentliche Fragen des Datenschutzes unmittelbar betreffen, anzuhören.

 (5) Die Datenschutzbehörde hat zumindest alle zwei Jahre einen Bericht über ihre 
Tätigkeit zu erstellen und in geeigneter Weise zu veröffentlichen sowie dem 
Nationalrat vorzulegen.

 (6) Entscheidungen der Datenschutzbehörde von grundsätzlicher Bedeutung für 
die Allgemeinheit sind von der Datenschutzbehörde unter Beachtung der Erfordernisse 
der Amtsverschwiegenheit in geeigneter Weise zu veröffentlichen.

Organisation und Geschäftsführung der Datenschutzkommission Bescheide der Datenschutzbehörde 
§ 38. (1) (Verfassungsbestimmung) Die Datenschutzkommission hat sich eine 

Geschäftsordnung zu geben, in der eines ihrer Mitglieder mit der Führung der 
laufenden Geschäfte zu betrauen ist (geschäftsführendes Mitglied). Diese Betrauung 
umfaßt auch die Erlassung von verfahrensrechtlichen Bescheiden und von 
Mandatsbescheiden im Registrierungsverfahren gemäß § 20 Abs. 2 oder § 22 Abs. 3. 
Inwieweit einzelne fachlich geeignete Bedienstete der Geschäftsstelle der 
Datenschutzkommission zum Handeln für die Datenschutzkommission oder das 
geschäftsführende Mitglied ermächtigt werden, bestimmt die Geschäftsordnung.

§ 38. (1) Auftraggeber des öffentlichen Bereichs haben in Verfahren vor der 
Datenschutzbehörde Parteistellung. 

(2) Für die Unterstützung in der Geschäftsführung der Datenschutzkommission 
hat der Bundeskanzler eine Geschäftsstelle einzurichten und die notwendige Sach- und 
Personalausstattung bereitzustellen. Er hat das Recht, sich jederzeit über alle 
Gegenstände der Geschäftsführung der Datenschutzkommission beim Vorsitzenden 
und dem geschäftsführenden Mitglied zu unterrichten. 

(2) Bescheide, mit denen gemäß § 13 Übermittlungen oder Überlassungen von 
Daten ins Ausland genehmigt wurden, sind zu widerrufen, wenn die rechtlichen oder 
tatsächlichen Voraussetzungen für die Erteilung der Genehmigung, insbesondere auch 
infolge einer gemäß § 55 ergangenen Kundmachung des Bundeskanzlers, nicht mehr 
bestehen. 

(3) Die Datenschutzkommission ist vor Erlassung von Verordnungen anzuhören, 
die auf der Grundlage dieses Bundesgesetzes ergehen oder sonst wesentliche Fragen 
des Datenschutzes unmittelbar betreffen.

 

(4) Die Datenschutzkommission hat spätestens alle zwei Jahre einen Bericht über 
ihre Tätigkeit zu erstellen und in geeigneter Weise zu veröffentlichen. Der Bericht ist 
dem Bundeskanzler zur Kenntnis zu übermitteln.
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Beschlüsse der Datenschutzkommission Fachbeirat der Datenschutzbehörde 

§ 39. (1) Die Datenschutzkommission ist bei Anwesenheit aller sechs Mitglieder 
beschlußfähig. Für den Fall der Verhinderung eines Mitglieds gilt § 36 Abs. 4.

§ 39. (1) Zur Unterstützung der Datenschutzbehörde wird ein Fachbeirat 
eingerichtet.

(2) Das richterliche Mitglied führt den Vorsitz. (2) Der Fachbeirat besteht aus vier Mitgliedern. Zwei Mitglieder werden auf 
Vorschlag der Länder, je ein Mitglied aufgrund von Dreiervorschlägen der 
Wirtschaftskammer Österreich und der Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte 
vom Leiter der Datenschutzbehörde für die Dauer von fünf Jahren bestellt. 

(3) Für einen gültigen Beschluß der Datenschutzkommission ist die Zustimmung 
der Mehrheit der abgegebenen Stimmen notwendig. Bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Stimmenthaltung ist unzulässig. 

(3) Die Mitglieder des Fachbeirates haben über die erforderliche Fachkenntnis 
und über einschlägige Erfahrung im Datenschutzbereich zu verfügen. Sie sind zur 
gewissenhaften und objektiven Ausübung ihrer Funktion sowie zur Verschwiegenheit 
über die ihnen bei der Ausübung dieser Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen 
verpflichtet. 

(4) Entscheidungen der Datenschutzkommission von grundsätzlicher Bedeutung 
für die Allgemeinheit sind von der Datenschutzkommission unter Beachtung der 
Erfordernisse der Amtsverschwiegenheit in geeigneter Weise zu veröffentlichen. 

(4) Der Leiter der Datenschutzbehörde hat regelmäßig, mindestens jedoch 
vierteljährlich, unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen zu einer Sitzung des 
Fachbeirates zu laden. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Der Leiter der 
Datenschutzbehörde ist berechtigt, an den Sitzungen des Fachbeirates teilzunehmen; 
ein Stimmrecht im Fachbeirat steht ihm nicht zu.

(5) Beschlüsse der Datenschutzkommission werden vom Vorsitzenden 
ausgefertigt. 

(5) Der Fachbeirat hat aus seiner Mitte mit einfacher Mehrheit einen Vorsitzenden 
zu wählen und sich eine Geschäftsordnung zu geben, deren Zustandekommen einer 
Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen bedarf. In der 
Geschäftsordnung kann die Möglichkeit einer Beziehung von zusätzlichen Experten 
vorgesehen werden; diesen steht jedoch kein Stimmrecht im Fachbeirat zu. 

 (6) Der Fachbeirat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder 
und der Vorsitzende anwesend sind. Er fasst seine Beschlüsse, soweit in diesem 
Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

 (7) Dem Fachbeirat obliegt die 
 1. Beratung der Datenschutzbehörde in grundlegenden Angelegenheiten des 

Datenschutzes, 
 2. Abgabe von Empfehlungen für generelle Prüfschwerpunkte, 
 3. Erstattung von Vorschlägen zur Gewährleistung einheitlicher 

Vorgehensweisen und Prüfstandards und 
4. Vorlage von Gutachten zu Fragen von grundsätzlicher Bedeutung für den 
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Datenschutz.

Die Datenschutzbehörde ist an die Beratung, die Empfehlungen und Vorschläge sowie 
Gutachten des Fachbeirates nicht gebunden.

 (8) Die Mitglieder des Fachbeirates haben für die Anreise zu den Sitzungen des 
Fachbeirates sowie für in Ausübung ihrer Funktion erforderliche sonstige Dienstreisen 
Anspruch auf Ersatz der Reisekosten (Gebührenstufe 3) durch die Datenschutzbehörde 
nach Maßgabe der für Bundesbedienstete geltenden Rechtsvorschriften.

 (9) Die Funktion als Mitglied des Fachbeirates endet durch Zeitablauf, Tod oder 
Verzicht. 

 (10) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so ist unverzüglich unter Anwendung der 
Abs. 2 und 3 bis zum Ablauf der Funktionsperiode ein neues Mitglied zu bestellen.  

Wirkung von Bescheiden der Datenschutzkommission und des 
geschäftsführenden Mitglieds 

Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 

§ 40. (1) Gegen Bescheide, die das geschäftsführende Mitglied der 
Datenschutzkommission gemäß § 22 Abs. 3, § 30 Abs. 6a oder § 31a Abs. 3 in 
Verbindung mit § 38 Abs. 1 erlassen hat, ist die Vorstellung an die 
Datenschutzkommission gemäß § 57 Abs. 2 AVG zulässig. Eine Vorstellung gegen 
einen gemäß § 22 Abs. 3 ergangenen Bescheid hat aufschiebende Wirkung.

§ 40. (1) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet über Beschwerden gegen 
Entscheidungen der Datenschutzbehörde im Senat. 

(2) Gegen Bescheide der Datenschutzkommission ist kein Rechtsmittel zulässig. 
Sie unterliegen nicht der Aufhebung oder Abänderung im Verwaltungsweg. 
Auftraggeber des öffentlichen Bereichs haben in Verfahren vor der 
Datenschutzkommission stets Parteistellung. Die Anrufung des 
Verwaltungsgerichtshofes durch die Parteien des Verfahrens ist zulässig. Dies gilt 
jedoch nicht für Auftraggeber des öffentlichen Bereichs als Beschwerdegegner im 
Verfahren nach § 31, es sei denn es ist durch besondere gesetzliche Regelung die 
Möglichkeit einer Amtsbeschwerde (Art. 131 Abs. 2 B-VG) vorgesehen. 

(2) Der Senat besteht aus einem Vorsitzenden und je einem fachkundigen 
Laienrichter aus dem Kreis der Arbeitgeber und aus dem Kreis der Arbeitnehmer. Die 
fachkundigen Laienrichter werden auf Vorschlag der Wirtschaftskammer Österreich 
und der Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte bestellt. Es sind entsprechende 
Vorkehrungen zu treffen, dass zeitgerecht eine hinreichende Anzahl von fachkundigen 
Laienrichtern zur Verfügung steht. 

(3) Bescheide, mit welchen gemäß § 13 Übermittlungen oder Überlassungen von 
Daten ins Ausland genehmigt wurden, sind zu widerrufen, wenn die rechtlichen und 
tatsächlichen Voraussetzungen für die Erteilung der Genehmigung, insbesondere auch 
infolge einer gemäß § 55 ergangenen Kundmachung des Bundeskanzlers, nicht mehr 
bestehen. 

(3) Die fachkundigen Laienrichter müssen eine mindestens fünfjährige 
einschlägige Berufserfahrung und besondere Kenntnisse des Datenschutzrechtes 
besitzen. 

(4) Wenn die Datenschutzkommission eine Verletzung von Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes durch einen Auftraggeber des öffentlichen Bereichs festgestellt hat, so 
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hat dieser mit den ihm zu Gebote stehenden rechtlichen Mitteln unverzüglich den der 
Rechtsanschauung der Datenschutzkommission entsprechenden Zustand herzustellen.

Einrichtung und Aufgaben des Datenschutzrates Einrichtung und Aufgaben des Datenschutzrates 
§ 41. (1) … § 41. (1) …
(2) Der Datenschutzrat berät die Bundesregierung und die Landesregierungen auf 

deren Ersuchen in rechtspolitischen Fragen des Datenschutzes. Zur Erfüllung dieser 
Aufgabe 

1. bis 4. … 

(2) Der Datenschutzrat berät die Bundesregierung und die Landesregierungen auf 
deren Ersuchen in rechtspolitischen Fragen des Datenschutzes. Zur Erfüllung dieser 
Aufgabe 

1. bis 4…
4a. hat der Datenschutzrat das Recht, von der Datenschutzkommission Auskünfte 

und Berichte sowie Einsicht in Unterlagen zu verlangen;
 

5. und 6. … 5. und 6. …
(3) …  (3) …  

Sitzungen und Beschlußfassung des Datenschutzrates Sitzungen und Beschlußfassung des Datenschutzrates 
§ 44. (1) bis (5) … § 44. (1) bis (5) …
(6) Mitglieder der Datenschutzkommission, die dem Datenschutzrat nicht 

angehören, sind berechtigt, an den Sitzungen des Datenschutzrates oder seiner 
Arbeitsausschüsse teilzunehmen. Ein Stimmrecht steht ihnen nicht zu. 

(6) Der Leiter der Datenschutzbehörde ist berechtigt, an den Sitzungen des 
Datenschutzrates oder seiner Arbeitsausschüsse teilzunehmen. Ein Stimmrecht steht 
ihm nicht zu.

(7) … (7) … 
(8) Die Mitglieder des Datenschutzrates, die anwesenden Mitglieder der 

Datenschutzkommission und die zur Sitzung gemäß Abs. 2 zugezogenen 
Sachverständigen sind zur Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus ihrer 
Tätigkeit im Datenschutzrat bekanntgewordenen Tatsachen verpflichtet, sofern die 
Geheimhaltung im öffentlichen Interesse oder im Interesse einer Partei geboten ist. 

(8) Die Mitglieder des Datenschutzrates, der Leiter der Datenschutzbehörde und 
die zur Sitzung gemäß Abs. 2 zugezogenen Sachverständigen sind zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus ihrer Tätigkeit im Datenschutzrat 
bekanntgewordenen Tatsachen verpflichtet, sofern die Geheimhaltung im öffentlichen 
Interesse oder im Interesse einer Partei geboten ist.

Wissenschaftliche Forschung und Statistik Wissenschaftliche Forschung und Statistik 
§ 46. (1) … § 46. (1) …
(2) Bei Datenanwendungen für Zwecke wissenschaftlicher Forschung und 

Statistik, die nicht unter Abs. 1 fallen, dürfen Daten nur 
 1. und 2. … 
 3. mit Genehmigung der Datenschutzkommission gemäß Abs. 3 verwendet 

werden.

(2) Bei Datenanwendungen für Zwecke wissenschaftlicher Forschung und 
Statistik, die nicht unter Abs. 1 fallen, dürfen Daten nur 
 1. und 2. … 
 3. mit Genehmigung der Datenschutzbehörde gemäß Abs. 3 verwendet werden. 
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(3) Eine Genehmigung der Datenschutzkommission für die Verwendung von 

Daten für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung oder Statistik ist auf Antrag des 
Auftraggebers der Untersuchung zu erteilen, wenn 
 1. die Einholung der Zustimmung der Betroffenen mangels ihrer Erreichbarkeit 

unmöglich ist oder sonst einen unverhältnismäßigen Aufwand bedeutet und 
 2. ein öffentliches Interesse an der beantragten Verwendung besteht und 
 3. die fachliche Eignung des Antragstellers glaubhaft gemacht wird. 
Sollen sensible Daten ermittelt werden, muß ein wichtiges öffentliches Interesse an der 
Untersuchung vorliegen; weiters muß gewährleistet sein, daß die Daten beim 
Auftraggeber der Untersuchung nur von Personen verwendet werden, die hinsichtlich 
des Gegenstandes der Untersuchung einer gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht 
unterliegen oder deren diesbezügliche Verläßlichkeit sonst glaubhaft ist. Die 
Datenschutzkommission kann die Genehmigung an die Erfüllung von Bedingungen 
und Auflagen knüpfen, soweit dies zur Wahrung der schutzwürdigen Interessen der 
Betroffenen, insbesondere bei der Verwendung sensibler Daten, notwendig ist. 

(3) Eine Genehmigung der Datenschutzbehörde für die Verwendung von Daten 
für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung oder Statistik ist auf Antrag des 
Auftraggebers der Untersuchung zu erteilen, wenn 
 1. die Einholung der Zustimmung der Betroffenen mangels ihrer Erreichbarkeit 

unmöglich ist oder sonst einen unverhältnismäßigen Aufwand bedeutet und 
 2. ein öffentliches Interesse an der beantragten Verwendung besteht und 
 3. die fachliche Eignung des Antragstellers glaubhaft gemacht wird. 
Sollen sensible Daten ermittelt werden, muß ein wichtiges öffentliches Interesse an der 
Untersuchung vorliegen; weiters muß gewährleistet sein, daß die Daten beim 
Auftraggeber der Untersuchung nur von Personen verwendet werden, die hinsichtlich 
des Gegenstandes der Untersuchung einer gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht 
unterliegen oder deren diesbezügliche Verläßlichkeit sonst glaubhaft ist. Die 
Datenschutzbehörde kann die Genehmigung an die Erfüllung von Bedingungen und 
Auflagen knüpfen, soweit dies zur Wahrung der schutzwürdigen Interessen der 
Betroffenen, insbesondere bei der Verwendung sensibler Daten, notwendig ist. 

(3a) bis (5) … (3a) bis (5) …
Zurverfügungstellung von Adressen zur Benachrichtigung und Befragung von 

Betroffenen 
Zurverfügungstellung von Adressen zur Benachrichtigung und Befragung von 

Betroffenen 
§ 47. (1) und (2) … § 47. (1) und (2) …
(3) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vor und würde die Einholung der 

Zustimmung der Betroffenen gemäß Abs. 1 einen unverhältnismäßigen Aufwand 
erfordern, ist die Übermittlung der Adreßdaten mit Genehmigung der 
Datenschutzkommission gemäß Abs. 4 zulässig, falls die Übermittlung an Dritte 
 1. zum Zweck der Benachrichtigung oder Befragung aus einem wichtigen 

Interesse des Betroffenen selbst oder 
 2. aus einem wichtigen öffentlichen Benachrichtigungs- oder 

Befragungsinteresse oder 
 3. zur Befragung der Betroffenen für wissenschaftliche oder statistische Zwecke 
erfolgen soll.

(3) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vor und würde die Einholung der 
Zustimmung der Betroffenen gemäß Abs. 1 einen unverhältnismäßigen Aufwand 
erfordern, ist die Übermittlung der Adreßdaten mit Genehmigung der 
Datenschutzbehörde gemäß Abs. 4 zulässig, falls die Übermittlung an Dritte 
 1. zum Zweck der Benachrichtigung oder Befragung aus einem wichtigen 

Interesse des Betroffenen selbst oder 
 2. aus einem wichtigen öffentlichen Benachrichtigungs- oder 

Befragungsinteresse oder 
 3. zur Befragung der Betroffenen für wissenschaftliche oder statistische Zwecke 
erfolgen soll.

(4) Die Datenschutzkommission hat auf Antrag eines Auftraggebers, der 
Adressdaten verarbeitet, die Genehmigung zur Übermittlung zu erteilen, wenn der 
Antragsteller das Vorliegen der in Abs. 3 genannten Voraussetzungen glaubhaft macht 
und überwiegende schutzwürdige Geheimhaltungsinteressen der Betroffenen der 

(4) Die Datenschutzbehörde hat auf Antrag eines Auftraggebers, der Adressdaten 
verarbeitet, die Genehmigung zur Übermittlung zu erteilen, wenn der Antragsteller das 
Vorliegen der in Abs. 3 genannten Voraussetzungen glaubhaft macht und 
überwiegende schutzwürdige Geheimhaltungsinteressen der Betroffenen der 
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Übermittlung nicht entgegenstehen. Die Datenschutzkommission kann die 
Genehmigung an die Erfüllung von Bedingungen und Auflagen knüpfen, soweit dies 
zur Wahrung der schutzwürdigen Interessen der Betroffenen, insbesondere bei der 
Verwendung sensibler Daten als Auswahlkriterium, notwendig ist.

Übermittlung nicht entgegenstehen. Die Datenschutzbehörde kann die Genehmigung 
an die Erfüllung von Bedingungen und Auflagen knüpfen, soweit dies zur Wahrung 
der schutzwürdigen Interessen der Betroffenen, insbesondere bei der Verwendung 
sensibler Daten als Auswahlkriterium, notwendig ist.

(5) und (6) … (5) und (6) …
Verwendung von Daten im Katastrophenfall Verwendung von Daten im Katastrophenfall 

§ 48a. (1) … § 48a. (1) …
(2) Eine Überlassung oder Übermittlung von Daten in das Ausland ist zulässig, 

soweit dies für die Erfüllung der in Abs. 1 genannten Zwecke notwendig ist. Wenn 
dies zur raschen Bewältigung der Katastrophe notwendig ist, darf eine 
Datenverwendung durch Auftraggeber des öffentlichen Bereichs und 
Hilfsorganisationen in Form der Teilnahme an einem Informationsverbundsystem, an 
dem auch ausländische Auftraggeber beteiligt sind, erfolgen. Die Übermittlung 
erkennungsdienstlicher und sensibler Daten zu Identifizierungszwecken an ein 
derartiges System darf erst stattfinden, wenn auf Grund von Erhebungen konkrete 
Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die vermisste Person verstorben sein dürfte. 
Daten, die für sich allein den Betroffenen strafrechtlich belasten, dürfen nicht 
übermittelt werden, es sei denn, dass diese zur Identifizierung im Einzelfall unbedingt 
notwendig sind. Die Übermittlung von Daten Angehöriger darf nur in 
pseudonymisierter Form erfolgen. Daten dürfen in Staaten ohne angemessenes 
Datenschutzniveau nur übermittelt oder überlassen werden, wenn der Auftraggeber auf 
Grund schriftlicher Vereinbarungen mit dem Empfänger oder auf Grund schriftlicher 
Zusagen des Empfängers oder, wenn dies nach den Umständen nicht oder nicht in 
angemessener Zeit möglich ist, durch Erteilung von Auflagen an den Empfänger davon 
ausgehen kann, dass die schutzwürdigen Geheimhaltungsinteressen der vom geplanten 
Datenverkehr Betroffenen auch im Ausland ausreichend gewahrt werden. Eine 
Übermittlung oder Überlassung hat dann zu unterbleiben, wenn Grund zur Annahme 
besteht, dass der Empfänger nicht für den gebotenen Schutz der 
Geheimhaltungsinteressen der Betroffenen Sorge tragen oder ausdrückliche 
datenschutzrechtliche Auflagen des Auftraggebers missachten werde. Während der 
Dauer der Katastrophensituation entfällt im Hinblick auf § 12 Abs. 3 Z 3 die 
Genehmigungspflicht. Die Datenschutzkommission ist von den veranlassten 
Übermittlungen und Überlassungen und den näheren Umständen des Anlass gebenden 
Sachverhaltes jedoch unverzüglich zu verständigen. Die Datenschutzkommission kann 
zum Schutz der Betroffenenrechte Datenübermittlungen oder -überlassungen 

(2) Eine Überlassung oder Übermittlung von Daten in das Ausland ist zulässig, 
soweit dies für die Erfüllung der in Abs. 1 genannten Zwecke notwendig ist. Wenn 
dies zur raschen Bewältigung der Katastrophe notwendig ist, darf eine 
Datenverwendung durch Auftraggeber des öffentlichen Bereichs und 
Hilfsorganisationen in Form der Teilnahme an einem Informationsverbundsystem, an 
dem auch ausländische Auftraggeber beteiligt sind, erfolgen. Die Übermittlung 
erkennungsdienstlicher und sensibler Daten zu Identifizierungszwecken an ein 
derartiges System darf erst stattfinden, wenn auf Grund von Erhebungen konkrete 
Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die vermisste Person verstorben sein dürfte. 
Daten, die für sich allein den Betroffenen strafrechtlich belasten, dürfen nicht 
übermittelt werden, es sei denn, dass diese zur Identifizierung im Einzelfall unbedingt 
notwendig sind. Die Übermittlung von Daten Angehöriger darf nur in 
pseudonymisierter Form erfolgen. Daten dürfen in Staaten ohne angemessenes 
Datenschutzniveau nur übermittelt oder überlassen werden, wenn der Auftraggeber auf 
Grund schriftlicher Vereinbarungen mit dem Empfänger oder auf Grund schriftlicher 
Zusagen des Empfängers oder, wenn dies nach den Umständen nicht oder nicht in 
angemessener Zeit möglich ist, durch Erteilung von Auflagen an den Empfänger davon 
ausgehen kann, dass die schutzwürdigen Geheimhaltungsinteressen der vom geplanten 
Datenverkehr Betroffenen auch im Ausland ausreichend gewahrt werden. Eine 
Übermittlung oder Überlassung hat dann zu unterbleiben, wenn Grund zur Annahme 
besteht, dass der Empfänger nicht für den gebotenen Schutz der 
Geheimhaltungsinteressen der Betroffenen Sorge tragen oder ausdrückliche 
datenschutzrechtliche Auflagen des Auftraggebers missachten werde. Während der 
Dauer der Katastrophensituation entfällt im Hinblick auf § 12 Abs. 3 Z 3 die 
Genehmigungspflicht. Die Datenschutzbehörde ist von den veranlassten 
Übermittlungen und Überlassungen und den näheren Umständen des Anlass gebenden 
Sachverhaltes jedoch unverzüglich zu verständigen. Die Datenschutzbehörde kann zum 
Schutz der Betroffenenrechte Datenübermittlungen oder -überlassungen untersagen, 
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untersagen, wenn der durch die Datenweitergabe bewirkte Eingriff in das Grundrecht 
auf Datenschutz durch die besonderen Umstände der Katastrophensituation nicht 
gerechtfertigt ist. 

wenn der durch die Datenweitergabe bewirkte Eingriff in das Grundrecht auf 
Datenschutz durch die besonderen Umstände der Katastrophensituation nicht 
gerechtfertigt ist.

(3) bis (8) … (3) bis (8) …
Informationsverbundsysteme Informationsverbundsysteme 

§ 50. (1) Die Auftraggeber eines Informationsverbundsystems haben, soweit dies 
nicht bereits durch Gesetz geregelt ist, einen geeigneten Betreiber für das System zu 
bestellen. Name (Bezeichnung) und Anschrift des Betreibers sind in der Meldung 
zwecks Eintragung in das Datenverarbeitungsregister bekannt zu geben. Unbeschadet 
des Rechtes des Betroffenen auf Auskunft nach § 26 hat der Betreiber jedem 
Betroffenen auf Antrag binnen zwölf Wochen alle Auskünfte zu geben, die notwendig 
sind, um den für die Verarbeitung seiner Daten im System verantwortlichen 
Auftraggeber festzustellen; in Fällen, in welchen der Auftraggeber gemäß § 26 Abs. 5 
vorzugehen hätte, hat der Betreiber mitzuteilen, daß kein der Pflicht zur 
Auskunftserteilung unterliegender Auftraggeber benannt werden kann. Abgesehen von 
der abweichenden Frist gilt § 26 Abs. 3 bis 10 sinngemäß. Die Unterstützungspflicht 
des Betreibers gilt auch bei Anfragen von Behörden. Den Betreiber trifft überdies die 
Verantwortung für die notwendigen Maßnahmen der Datensicherheit (§ 14) im 
Informationsverbundsystem. Von der Haftung für diese Verantwortung kann sich der 
Betreiber unter den gleichen Voraussetzungen, wie sie in § 33 Abs. 3 vorgesehen sind, 
befreien. Wird ein Informationsverbundsystem geführt, ohne daß eine entsprechende 
Meldung an die Datenschutzkommission unter Angabe eines Betreibers erfolgt ist, 
treffen jeden einzelnen Auftraggeber die Pflichten des Betreibers.

§ 50. (1) Die Auftraggeber eines Informationsverbundsystems haben, soweit dies 
nicht bereits durch Gesetz geregelt ist, einen geeigneten Betreiber für das System zu 
bestellen. Name (Bezeichnung) und Anschrift des Betreibers sind in der Meldung 
zwecks Eintragung in das Datenverarbeitungsregister bekannt zu geben. Unbeschadet 
des Rechtes des Betroffenen auf Auskunft nach § 26 hat der Betreiber jedem 
Betroffenen auf Antrag binnen zwölf Wochen alle Auskünfte zu geben, die notwendig 
sind, um den für die Verarbeitung seiner Daten im System verantwortlichen 
Auftraggeber festzustellen; in Fällen, in welchen der Auftraggeber gemäß § 26 Abs. 5 
vorzugehen hätte, hat der Betreiber mitzuteilen, daß kein der Pflicht zur 
Auskunftserteilung unterliegender Auftraggeber benannt werden kann. Abgesehen von 
der abweichenden Frist gilt § 26 Abs. 3 bis 10 sinngemäß. Die Unterstützungspflicht 
des Betreibers gilt auch bei Anfragen von Behörden. Den Betreiber trifft überdies die 
Verantwortung für die notwendigen Maßnahmen der Datensicherheit (§ 14) im 
Informationsverbundsystem. Von der Haftung für diese Verantwortung kann sich der 
Betreiber unter den gleichen Voraussetzungen, wie sie in § 33 Abs. 3 vorgesehen sind, 
befreien. Wird ein Informationsverbundsystem geführt, ohne daß eine entsprechende 
Meldung an die Datenschutzbehörde unter Angabe eines Betreibers erfolgt ist, treffen 
jeden einzelnen Auftraggeber die Pflichten des Betreibers.

(2) Durch entsprechenden Rechtsakt können auch weitere Auftraggeberpflichten, 
insbesondere auch die Vornahme der Meldung des Informationsverbundsystems, auf 
den Betreiber übertragen werden. Allein für die Übertragung der Meldepflicht ist die 
Vorlage von Vollmachten nach § 10 AVG nicht erforderlich. Soweit der 
Pflichtenübergang nicht durch Gesetz angeordnet ist, ist er gegenüber Dritten nur 
wirksam, wenn er – auf Grund einer entsprechenden Meldung an die 
Datenschutzkommission – aus der Registrierung im Datenverarbeitungsregister 
ersichtlich ist. 

(2) Durch entsprechenden Rechtsakt können auch weitere Auftraggeberpflichten, 
insbesondere auch die Vornahme der Meldung des Informationsverbundsystems, auf 
den Betreiber übertragen werden. Allein für die Übertragung der Meldepflicht ist die 
Vorlage von Vollmachten nach § 10 AVG nicht erforderlich. Soweit der 
Pflichtenübergang nicht durch Gesetz angeordnet ist, ist er gegenüber Dritten nur 
wirksam, wenn er – auf Grund einer entsprechenden Meldung an die 
Datenschutzbehörde – aus der Registrierung im Datenverarbeitungsregister ersichtlich 
ist.

(2a) und (3) … (2a) und (3) …
Besondere Protokollierungs- und Löschungspflicht Besondere Protokollierungs- und Löschungspflicht 

§ 50b. (1) … § 50b. (1) …
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(2) Aufgezeichnete Daten sind, sofern sie nicht aus konkretem Anlass für die 

Verwirklichung der zu Grunde liegenden Schutz- oder Beweissicherungszwecke oder 
für Zwecke nach § 50a Abs. 6 benötigt werden, spätestens nach 72 Stunden zu löschen. 
§ 33 Abs. 2 AVG gilt. Eine beabsichtigte längere Aufbewahrungsdauer ist in der 
Meldung anzuführen und zu begründen. In diesem Fall darf die 
Datenschutzkommission die Videoüberwachung nur registrieren, wenn dies aus 
besonderen Gründen zur Zweckerreichung regelmäßig erforderlich ist. 

(2) Aufgezeichnete Daten sind, sofern sie nicht aus konkretem Anlass für die 
Verwirklichung der zu Grunde liegenden Schutz- oder Beweissicherungszwecke oder 
für Zwecke nach § 50a Abs. 6 benötigt werden, spätestens nach 72 Stunden zu löschen. 
§ 33 Abs. 2 AVG gilt. Eine beabsichtigte längere Aufbewahrungsdauer ist in der 
Meldung anzuführen und zu begründen. In diesem Fall darf die Datenschutzbehörde 
die Videoüberwachung nur registrieren, wenn dies aus besonderen Gründen zur 
Zweckerreichung regelmäßig erforderlich ist.

Meldepflicht und Registrierungsverfahren Meldepflicht und Registrierungsverfahren 
§ 50c. (1) Videoüberwachungen unterliegen der Meldepflicht gemäß den §§ 17 ff. 

Sofern der Auftraggeber nicht in der Meldung zusagt, die Videoüberwachungsdaten zu 
verschlüsseln und unter Hinterlegung des einzigen Schlüssels bei der 
Datenschutzkommission sicherzustellen, dass eine Auswertung der 
Videoaufzeichnungen nur im begründeten Anlassfall durch eine bestimmte Stelle 
stattfindet, unterliegen sie der Vorabkontrolle (§ 18 Abs. 2). Bestimmte Tatsachen im 
Sinn von § 50a Abs. 4 Z 1 müssen bei Erstattung der Meldung glaubhaft gemacht 
werden. Soweit gemäß § 96a des Arbeitsverfassungsgesetzes 1974 – ArbVG, BGBl. 
Nr. 22, Betriebsvereinbarungen abzuschließen sind, sind diese im 
Registrierungsverfahren vorzulegen. 

§ 50c. (1) Videoüberwachungen unterliegen der Meldepflicht gemäß den §§ 17 ff. 
Sofern der Auftraggeber nicht in der Meldung zusagt, die Videoüberwachungsdaten zu 
verschlüsseln und unter Hinterlegung des einzigen Schlüssels bei der 
Datenschutzbehörde sicherzustellen, dass eine Auswertung der Videoaufzeichnungen 
nur im begründeten Anlassfall durch eine bestimmte Stelle stattfindet, unterliegen sie 
der Vorabkontrolle (§ 18 Abs. 2). Bestimmte Tatsachen im Sinn von § 50a Abs. 4 Z 1 
müssen bei Erstattung der Meldung glaubhaft gemacht werden. Soweit gemäß § 96a 
des Arbeitsverfassungsgesetzes 1974 – ArbVG, BGBl. Nr. 22, Betriebsvereinbarungen 
abzuschließen sind, sind diese im Registrierungsverfahren vorzulegen. 

(2) und (3) … (2) und (3) …
Verwaltungsstrafbestimmung Verwaltungsstrafbestimmung 

§ 52. (1) … 
(2) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte 

fallenden strafbaren Handlung bildet, begeht eine Verwaltungsübertretung, die mit 
Geldstrafe bis zu 10 000 Euro zu ahnden ist, wer 
 1. … 
 2. Daten ins Ausland übermittelt oder überlässt, ohne die erforderliche 

Genehmigung der Datenschutzkommission gemäß § 13 Abs. 1 eingeholt zu 
haben oder 

 3. gegen gemäß § 13 Abs. 2 Z 2, § 19 oder § 50c Abs. 1 abgegebene Zusagen 
oder von der Datenschutzkommission gemäß § 13 Abs. 1 oder § 21 Abs. 2 
erteilte Auflagen verstößt oder 

 4. bis 7. …

§ 52. (1) … 
(2) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte 

fallenden strafbaren Handlung bildet, begeht eine Verwaltungsübertretung, die mit 
Geldstrafe bis zu 10 000 Euro zu ahnden ist, wer 
 1. … 
 2. Daten ins Ausland übermittelt oder überlässt, ohne die erforderliche 

Genehmigung der Datenschutzbehörde gemäß § 13 Abs. 1 eingeholt zu haben 
oder 

 3. gegen gemäß § 13 Abs. 2 Z 2, § 19 oder § 50c Abs. 1 abgegebene Zusagen 
oder von der Datenschutzbehörde gemäß § 13 Abs. 1 oder § 21 Abs. 2 erteilte 
Auflagen verstößt oder 

4. bis 7. … 
(2a) bis (4) … (2a) bis (4) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(5) Zuständig für Entscheidungen nach Abs. 1 bis 4 ist die 

Bezirksverwaltungsbehörde, in deren Sprengel der Auftraggeber (Dienstleister) seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt oder Sitz hat. Falls ein solcher im Inland nicht gegeben ist, 
ist die am Sitz der Datenschutzkommission eingerichtete Bezirksverwaltungsbehörde 
zuständig. 

(5) Zuständig für Entscheidungen nach Abs. 1 bis 4 ist die 
Bezirksverwaltungsbehörde, in deren Sprengel der Auftraggeber (Dienstleister) seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt oder Sitz hat. Falls ein solcher im Inland nicht gegeben ist, 
ist die am Sitz der Datenschutzbehörde eingerichtete Bezirksverwaltungsbehörde 
zuständig. 

Mitteilungen an die Europäische Kommission und an die anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union 

Mitteilungen an die Europäische Kommission und an die anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union 

§ 54. (1) ... § 54. (1) ... 
(2) Die Datenschutzkommission hat den anderen Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union und der Europäischen Kommission mitzuteilen, in welchen Fällen 
 1. keine Genehmigung für den Datenverkehr in ein Drittland erteilt wurde, weil 

die Voraussetzungen des § 13 Abs. 2 Z 1 nicht als gegeben erachtet wurden; 
 2. der Datenverkehr in ein Drittland ohne angemessenes Datenschutzniveau 

genehmigt wurde, weil die Voraussetzungen des § 13 Abs. 2 Z 2 als gegeben 
erachtet wurden. 

(2) Die Datenschutzbehörde hat den anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union und der Europäischen Kommission mitzuteilen, in welchen Fällen 
 1. keine Genehmigung für den Datenverkehr in ein Drittland erteilt wurde, weil 

die Voraussetzungen des § 13 Abs. 2 Z 1 nicht als gegeben erachtet wurden; 
 2. der Datenverkehr in ein Drittland ohne angemessenes Datenschutzniveau 

genehmigt wurde, weil die Voraussetzungen des § 13 Abs. 2 Z 2 als gegeben 
erachtet wurden. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 60. (1) bis (6) … § 60. (1) bis (6) … 

(7) Das Inhaltverzeichnis, § 5 Abs. 4, § 10 Abs. 2, § 12 Abs. 4, § 13 Abs. 1, 2 Z 2, 
Abs. 3, 4 und 6, § 16 Abs. 1, § 17 Abs. 1, § 18 Abs. 2, § 19 Abs. 1 Z 6 und Abs. 2, 
§ 20 Abs. 2 und 5 Z 2, § 21 Abs. 1 Z 3, § 22 Abs. 2 bis 4, § 22a Abs. 1, 3 bis 5, § 23 
Abs. 2, § 26 Abs. 2, 5 und 7, § 27 Abs. 5 und 7, die Überschrift zu § 30, § 30 Abs. 1, 2, 
2a, 4 bis 6a, die Überschrift zu § 31, § 31 Abs. 1, 2, 5, 6 und 8, § 31a, § 32 Abs. 5 bis 
7, § 34 Abs. 3 und 4, die Überschrift zu § 35, § 35 Abs. 1, §§ 36 bis 40 samt 
Überschriften, § 44 Abs. 6 und 8, § 46 Abs. 2 Z 3 und Abs. 3, § 47 Abs. 3 und 4, § 48a 
Abs. 2, § 50 Abs. 1 und 2, § 50b Abs. 2, § 50c Abs. 1, § 52 Abs. 2 Z 2 und 3 sowie 
Abs. 5, § 54 Abs. 2 und § 61 Abs. 8 bis 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. Gleichzeitig treten § 41 Abs. 2 Z 4a 
und die DSK-Vergütungsverordnung, BGBl. II Nr. 145/2006, außer Kraft. Die für die 
Bestellung des Leiters der Datenschutzbehörde und seines Stellvertreters sowie der 
Mitglieder des Fachbeirates notwendigen organisatorischen und personellen 
Maßnahmen können bereits vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2013 getroffen werden. 

(8) (Verfassungsbestimmung) § 2 Abs. 2 und § 35 Abs. 2 in der Fassung des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft.

Übergangsbestimmungen Übergangsbestimmungen 
§ 61. (1) bis (7) … § 61. (1) bis (7) … 
(8) Die Verordnung nach § 16 Abs. 3 ist vom Bundeskanzler nach Maßgabe der 

technischen Möglichkeiten des Datenverarbeitungsregisters bis spätestens 
1. September 2012 neu zu erlassen. Bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung sind die 
§§ 16 bis 22, § 30 Abs. 3 und 6 sowie § 40 Abs. 1 (letzterer mit Ausnahme des 
Verweises auf § 31a Abs. 3) in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 133/2009 anzuwenden; § 22a, § 30 Abs. 2a und 6a, § 31a Abs. 1 und 2 sowie § 32 
Abs. 7 sind bis dahin nicht anzuwenden. § 31 Abs. 3 in der Fassung vor dem 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 133/2009 ist bis dahin zusätzlich weiter anzuwenden. Die 
Erklärung, ob eine Datenanwendung einen oder mehrere der in § 18 Abs. 2 Z 1 bis 4 
genannten Tatbestände erfüllt (§ 19 Abs. 1 Z 3a), ist der Datenschutzkommission bei 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens der neuen Verordnung nach § 16 Abs. 3 registrierten 
Datenanwendungen anlässlich der ersten über eine Streichung hinausgehenden 
Änderungsmeldung zu melden, die nach diesem Zeitpunkt erstattet wird. Eine 
Meldung allein im Hinblick auf § 19 Abs. 1 Z 3a ist nicht erforderlich.

(8) Die Verordnung nach § 16 Abs. 3 ist vom Bundeskanzler nach Maßgabe der 
technischen Möglichkeiten des Datenverarbeitungsregisters bis spätestens 
1. September 2012 neu zu erlassen. Bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung sind die 
§§ 16 bis 22, § 30 Abs. 3 und 6 sowie § 40 Abs. 1 (letzterer mit Ausnahme des 
Verweises auf § 31a Abs. 3) in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 133/2009 anzuwenden; § 22a, § 30 Abs. 2a und 6a, § 31a Abs. 1 und 2 sowie § 32 
Abs. 7 sind bis dahin nicht anzuwenden. § 31 Abs. 3 in der Fassung vor dem 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 133/2009 ist bis dahin zusätzlich weiter anzuwenden. Die 
Erklärung, ob eine Datenanwendung einen oder mehrere der in § 18 Abs. 2 Z 1 bis 4 
genannten Tatbestände erfüllt (§ 19 Abs. 1 Z 3a), ist der Datenschutzbehörde bei im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der neuen Verordnung nach § 16 Abs. 3 registrierten 
Datenanwendungen anlässlich der ersten über eine Streichung hinausgehenden 
Änderungsmeldung zu melden, die nach diesem Zeitpunkt erstattet wird. Eine 
Meldung allein im Hinblick auf § 19 Abs. 1 Z 3a ist nicht erforderlich. 

 (9) Mit Ablauf des 31. Dezember 2013 tritt die Datenschutzbehörde an die Stelle 
der Datenschutzkommission. Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2013 bei der Datenschutzkommission anhängige Verfahren sind nach 
Maßgabe der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 von der Datenschutzbehörde fortzuführen. 
Erledigungen der Datenschutzkommission gelten als entsprechende Erledigungen der 
Datenschutzbehörde. Die Bestimmungen des Verwaltungsgerichtsbarkeits-
Übergangsgesetzes, BGBl. I Nr. xxx/2013, bleiben unberührt. Nach Beendigung des 
Verfahrens vor dem Verwaltungsgerichtshof betreffend den Bescheid oder die Säumnis 
der Datenschutzkommission oder vor dem Verfassungsgerichtshof betreffend den 
Bescheid der Datenschutzkommission ist das Verfahren von der Datenschutzbehörde 
fortzusetzen. 

 (10) Die Bediensteten der Datenschutzkommission werden mit Inkrafttreten des 
BGBl. I Nr. xxx/2013 als Bedienstete der Datenschutzbehörde übernommen. 
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E n t wu r f  

Bundesgesetz, mit dem das Datenschutzgesetz 2000 geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Datenschutzgesetzes 2000 

Das Bundesgesetz über den Schutz personenbezogener Daten (Datenschutzgesetz 2000 – 
DSG 2000), BGBl. I Nr. 165/1999, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. yyy/2013, wird 
wie folgt geändert: 

1. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zu § 2: 

„§ 2 Zuständigkeit“ 

2. Im Inhaltsverzeichnis lauten die Einträge zu §§ 30 und 31: 

„§ 30 Kontrollbefugnisse der Datenschutzbehörde 

§ 31 Beschwerde an die Datenschutzbehörde“ 

3. Im Inhaltsverzeichnis lauten die Einträge zu §§ 35 bis 40: 

„§ 35 Datenschutzbehörde und Datenschutzrat 

§ 36 Einrichtung der Datenschutzbehörde 

§ 37 Organisation und Unabhängigkeit der Datenschutzbehörde 

§ 38 Bescheide der Datenschutzbehörde 

§ 39 Fachbeirat der Datenschutzbehörde 

§ 40 Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht“ 

4. (Verfassungsbestimmung) In § 2 Abs. 2 wird der Begriff „Datenschutzkommission“ durch den Begriff 
„Datenschutzbehörde“ ersetzt. 

5. In § 10 Abs. 2, § 12 Abs. 4, § 13 Abs. 1, 2 Z 2, Abs. 3, 4 und 6, § 16 Abs. 1, § 17 Abs. 1, § 18 Abs. 2, 
§ 19 Abs. 1 Z 6 und Abs. 2, § 20 Abs. 2 und 5 Z 2, § 21 Abs. 1 Z 3, § 22 Abs. 2 und 4, § 22a Abs. 1, 3 bis 
5, § 23 Abs. 2, § 26 Abs. 2, 5 und 7, § 27 Abs. 5 und 7, § 30 Abs. 1, 2, 2a, 4 bis 6a, § 31 Abs. 1, 2, 5, 6 und 
8, § 31a, § 32 Abs. 5 bis 7, § 34 Abs. 3 und 4, § 46 Abs. 2 Z 3 und Abs. 3, § 47 Abs. 3 und 4, § 48a Abs. 2, 
§ 50 Abs. 1 und 2, § 50b Abs. 2, § 50c Abs. 1, § 52 Abs. 2 Z 2 und 3 sowie Abs. 5, § 54 Abs. 2 und § 61 
Abs. 8 sowie in den Überschriften zu § 30 und § 31 wird jeweils der Begriff „Datenschutzkommission“ 
durch den Begriff „Datenschutzbehörde“ ersetzt. 

6. Dem § 5 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

„(4) Gegen Rechtsträger, die in Formen des Privatrechts eingerichtet sind, ist, soweit sie nicht in 
Vollziehung der Gesetze tätig werden, das Grundrecht auf Datenschutz mit Ausnahme des Rechtes auf 
Auskunft auf dem Zivilrechtsweg geltend zu machen. In allen übrigen Fällen ist die Datenschutzbehörde 
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zur Entscheidung zuständig, es sei denn, dass Akte der Gesetzgebung oder der Gerichtsbarkeit betroffen 
sind.“ 

7. In § 22 Abs. 3 wird der Klammerausdruck „(§ 38)“ durch den Klammerausdruck „(§ 57 des 
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51/1991)“ ersetzt. 

8. In § 31a Abs. 4 dritter Satz wird die Wortfolge „den Verwaltungsgerichtshof“ durch die Wortfolge „das 
Bundesverwaltungsgericht“ ersetzt. 

9. Die Überschrift zu § 35 lautet: 

„Datenschutzbehörde und Datenschutzrat“ 

10. § 35 Abs. 1 lautet: 

„(1) Zur Wahrung des Datenschutzes sind nach den näheren Bestimmungen dieses Bundesgesetzes – 
unbeschadet der Zuständigkeit des Bundeskanzlers und der ordentlichen Gerichte – die 
Datenschutzbehörde und der Datenschutzrat berufen.“ 

11. (Verfassungsbestimmung) § 35 Abs. 2 lautet: 

„(2) (Verfassungsbestimmung) Die Datenschutzbehörde übt ihre Befugnisse auch gegenüber den in 
Art. 19 B-VG bezeichneten obersten Organen der Vollziehung aus.“ 

12. §§ 36 bis 40 samt Überschriften lauten: 

„Einrichtung der Datenschutzbehörde 

§ 36. (1) Der Datenschutzbehörde steht ein Leiter vor. Dieser wird vom Bundespräsidenten auf 
Vorschlag der Bundesregierung für eine Dauer von fünf Jahren bestellt; die Wiederbestellung ist zulässig. 
Dem Vorschlag hat eine Ausschreibung zur allgemeinen Bewerbung voranzugehen. Die Ausschreibung 
ist vom Bundeskanzler zu veranlassen und im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ kundzumachen. 

(2) Der Leiter der Datenschutzbehörde hat 

 1. das Studium der Rechtswissenschaften oder die rechts- und staatswissenschaftlichen Studien 
abgeschlossen zu haben, 

 2. die persönliche und fachliche Eignung durch eine entsprechende Vorbildung und einschlägige 
Berufserfahrung in den von der Datenschutzbehörde zu besorgenden Angelegenheiten 
aufzuweisen, 

 3. über ausgezeichnete Kenntnisse des österreichischen Datenschutzrechtes, des Unionsrechtes und 
der Grundrechte zu verfügen und 

 4. über eine mindestens fünfjährige juristische Berufserfahrung zu verfügen. 

(3) Zum Leiter der Datenschutzbehörde dürfen nicht bestellt werden: 

 1. Mitglieder der Bundesregierung, Staatssekretäre, Mitglieder einer Landesregierung, Mitglieder 
des Nationalrates, des Bundesrates oder sonst eines allgemeinen Vertretungskörpers oder des 
Europäischen Parlaments, ferner Volksanwälte und der Präsident des Rechnungshofes, 

 2. Personen, die eine der in der Z 1 genannten Funktionen innerhalb der letzten zwei Jahre ausgeübt 
haben, und 

 3. Personen, die von der Wählbarkeit in den Nationalrat ausgeschlossen sind. 

(4) Der Leiter der Datenschutzbehörde darf für die Dauer seines Amtes keine Tätigkeit ausüben, die 
Zweifel an der unabhängigen Ausübung seines Amtes oder die Vermutung einer Befangenheit 
hervorrufen könnte oder die ihn an der Erfüllung seiner dienstlichen Aufgaben behindert oder wesentliche 
dienstliche Interessen gefährdet. Er ist verpflichtet, Tätigkeiten, die er neben seiner Tätigkeit als Leiter 
der Datenschutzbehörde ausübt, unverzüglich dem Bundeskanzler zur Kenntnis zu bringen. 

(5) Die Funktion des Leiters der Datenschutzbehörde endet durch Zeitablauf, Tod, Verzicht oder bei 
Verlust der Wählbarkeit zum Nationalrat. 

(6) Bei Beendigung der Funktion des Leiters der Datenschutzbehörde ist nach Maßgabe der Abs. 1 
bis 3 unverzüglich ein neuer Leiter zu bestellen. 

(7) Vom Bundespräsidenten wird auf Vorschlag der Bundesregierung ein Stellvertreter des Leiters 
der Datenschutzbehörde nach Maßgabe der Abs. 1 bis 3 bestellt. Für den Stellvertreter des Leiters der 
Datenschutzbehörde gelten die Abs. 4 bis 6 sinngemäß. Er vertritt den Leiter der Datenschutzbehörde in 
dessen Abwesenheit. 
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Organisation und Unabhängigkeit der Datenschutzbehörde 

§ 37. (1) Der Leiter der Datenschutzbehörde ist in Ausübung seines Amtes unabhängig und an keine 
Weisungen gebunden. 

(2) Die Datenschutzbehörde ist eine Dienstbehörde und Personalstelle. Im Bundesfinanzgesetz ist 
die notwendige Sach- und Personalausstattung sicherzustellen. Die Bediensteten der Datenschutzbehörde 
unterstehen nur den Weisungen des Leiters der Datenschutzbehörde. Der Leiter der Datenschutzbehörde 
übt die Diensthoheit über die Bediensteten der Datenschutzbehörde aus. 

(3) Der Bundeskanzler kann sich beim Leiter der Datenschutzbehörde über die Gegenstände der 
Geschäftsführung unterrichten. Dem ist vom Leiter der Datenschutzbehörde nur insoweit zu entsprechen, 
als dies nicht der völligen Unabhängigkeit der Kontrollstelle im Sinne von Art. 28 Abs. 1 UAbs. 2 der 
Richtlinie 95/46/EG zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und 
zum freien Datenverkehr, ABl. Nr. L 281 vom 23.11.1995 S. 31, widerspricht. 

(4) Die Datenschutzbehörde ist vor Erlassung von Bundesgesetzen, die wesentliche Fragen des 
Datenschutzes unmittelbar betreffen, sowie von Verordnungen des Bundes, die auf der Grundlage dieses 
Bundesgesetzes ergehen oder sonstige wesentliche Fragen des Datenschutzes unmittelbar betreffen, 
anzuhören. 

(5) Die Datenschutzbehörde hat zumindest alle zwei Jahre einen Bericht über ihre Tätigkeit zu 
erstellen und in geeigneter Weise zu veröffentlichen sowie dem Nationalrat vorzulegen. 

(6) Entscheidungen der Datenschutzbehörde von grundsätzlicher Bedeutung für die Allgemeinheit 
sind von der Datenschutzbehörde unter Beachtung der Erfordernisse der Amtsverschwiegenheit in 
geeigneter Weise zu veröffentlichen. 

Bescheide der Datenschutzbehörde 

§ 38. (1) Auftraggeber des öffentlichen Bereichs haben in Verfahren vor der Datenschutzbehörde 
Parteistellung. 

(2) Bescheide, mit denen gemäß § 13 Übermittlungen oder Überlassungen von Daten ins Ausland 
genehmigt wurden, sind zu widerrufen, wenn die rechtlichen oder tatsächlichen Voraussetzungen für die 
Erteilung der Genehmigung, insbesondere auch infolge einer gemäß § 55 ergangenen Kundmachung des 
Bundeskanzlers, nicht mehr bestehen. 

Fachbeirat der Datenschutzbehörde 

§ 39. (1) Zur Unterstützung der Datenschutzbehörde wird ein Fachbeirat eingerichtet. 

(2) Der Fachbeirat besteht aus vier Mitgliedern. Zwei Mitglieder werden auf Vorschlag der Länder, 
je ein Mitglied aufgrund von Dreiervorschlägen der Wirtschaftskammer Österreich und der 
Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte vom Leiter der Datenschutzbehörde für die Dauer von fünf 
Jahren bestellt. 

(3) Die Mitglieder des Fachbeirates haben über die erforderliche Fachkenntnis und über einschlägige 
Erfahrung im Datenschutzbereich zu verfügen. Sie sind zur gewissenhaften und objektiven Ausübung 
ihrer Funktion sowie zur Verschwiegenheit über die ihnen bei der Ausübung dieser Tätigkeit bekannt 
gewordenen Tatsachen verpflichtet. 

(4) Der Leiter der Datenschutzbehörde hat regelmäßig, mindestens jedoch vierteljährlich, unter 
Einhaltung einer Frist von zwei Wochen zu einer Sitzung des Fachbeirates zu laden. Die Sitzungen sind 
nicht öffentlich. Der Leiter der Datenschutzbehörde ist berechtigt, an den Sitzungen des Fachbeirates 
teilzunehmen; ein Stimmrecht im Fachbeirat steht ihm nicht zu. 

(5) Der Fachbeirat hat aus seiner Mitte mit einfacher Mehrheit einen Vorsitzenden zu wählen und 
sich eine Geschäftsordnung zu geben, deren Zustandekommen einer Mehrheit von mindestens zwei 
Dritteln der abgegebenen Stimmen bedarf. In der Geschäftsordnung kann die Möglichkeit einer 
Beziehung von zusätzlichen Experten vorgesehen werden; diesen steht jedoch kein Stimmrecht im 
Fachbeirat zu. 

(6) Der Fachbeirat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder und der 
Vorsitzende anwesend sind. Er fasst seine Beschlüsse, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes 
bestimmt ist, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorsitzenden den Ausschlag. 

(7) Dem Fachbeirat obliegt die 

 1. Beratung der Datenschutzbehörde in grundlegenden Angelegenheiten des Datenschutzes, 

 2. Abgabe von Empfehlungen für generelle Prüfschwerpunkte, 
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 3. Erstattung von Vorschlägen zur Gewährleistung einheitlicher Vorgehensweisen und 
Prüfstandards und 

 4. Vorlage von Gutachten zu Fragen von grundsätzlicher Bedeutung für den Datenschutz. 

Die Datenschutzbehörde ist an die Beratung, die Empfehlungen und Vorschläge sowie Gutachten des 
Fachbeirates nicht gebunden. 

(8) Die Mitglieder des Fachbeirates haben für die Anreise zu den Sitzungen des Fachbeirates sowie 
für in Ausübung ihrer Funktion erforderliche sonstige Dienstreisen Anspruch auf Ersatz der Reisekosten 
(Gebührenstufe 3) durch die Datenschutzbehörde nach Maßgabe der für Bundesbedienstete geltenden 
Rechtsvorschriften. 

(9) Die Funktion als Mitglied des Fachbeirates endet durch Zeitablauf, Tod oder Verzicht. 

(10) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so ist unverzüglich unter Anwendung der Abs. 2 und 3 bis 
zum Ablauf der Funktionsperiode ein neues Mitglied zu bestellen. 

Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 

§ 40. (1) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet über Beschwerden gegen Entscheidungen der 
Datenschutzbehörde im Senat. 

(2) Der Senat besteht aus einem Vorsitzenden und je einem fachkundigen Laienrichter aus dem 
Kreis der Arbeitgeber und aus dem Kreis der Arbeitnehmer. Die fachkundigen Laienrichter werden auf 
Vorschlag der Wirtschaftskammer Österreich und der Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte 
bestellt. Es sind entsprechende Vorkehrungen zu treffen, dass zeitgerecht eine hinreichende Anzahl von 
fachkundigen Laienrichtern zur Verfügung steht. 

(3) Die fachkundigen Laienrichter müssen eine mindestens fünfjährige einschlägige Berufserfahrung 
und besondere Kenntnisse des Datenschutzrechtes besitzen.“ 

13. § 41 Abs. 2 Z 4a entfällt. 

14. § 44 Abs. 6 lautet: 

„(6) Der Leiter der Datenschutzbehörde ist berechtigt, an den Sitzungen des Datenschutzrates oder 
seiner Arbeitsausschüsse teilzunehmen. Ein Stimmrecht steht ihm nicht zu.“ 

15. § 44 Abs. 8 lautet: 

„(8) Die Mitglieder des Datenschutzrates, der Leiter der Datenschutzbehörde und die zur Sitzung 
gemäß Abs. 2 zugezogenen Sachverständigen sind zur Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich 
aus ihrer Tätigkeit im Datenschutzrat bekanntgewordenen Tatsachen verpflichtet, sofern die 
Geheimhaltung im öffentlichen Interesse oder im Interesse einer Partei geboten ist.“ 

16. Dem § 60 wird folgender Abs. 7 angefügt: 

„(7) Das Inhaltverzeichnis, § 5 Abs. 4, § 10 Abs. 2, § 12 Abs. 4, § 13 Abs. 1, 2 Z 2, Abs. 3, 4 und 6, 
§ 16 Abs. 1, § 17 Abs. 1, § 18 Abs. 2, § 19 Abs. 1 Z 6 und Abs. 2, § 20 Abs. 2 und 5 Z 2, § 21 Abs. 1 Z 3, 
§ 22 Abs. 2 bis 4, § 22a Abs. 1, 3 bis 5, § 23 Abs. 2, § 26 Abs. 2, 5 und 7, § 27 Abs. 5 und 7, die 
Überschrift zu § 30, § 30 Abs. 1, 2, 2a, 4 bis 6a, die Überschrift zu § 31, § 31 Abs. 1, 2, 5, 6 und 8, § 31a, 
§ 32 Abs. 5 bis 7, § 34 Abs. 3 und 4, die Überschrift zu § 35, § 35 Abs. 1, §§ 36 bis 40 samt 
Überschriften, § 44 Abs. 6 und 8, § 46 Abs. 2 Z 3 und Abs. 3, § 47 Abs. 3 und 4, § 48a Abs. 2, § 50 
Abs. 1 und 2, § 50b Abs. 2, § 50c Abs. 1, § 52 Abs. 2 Z 2 und 3 sowie Abs. 5, § 54 Abs. 2 und § 61 
Abs. 8 bis 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 
Gleichzeitig treten § 41 Abs. 2 Z 4a und die DSK-Vergütungsverordnung, BGBl. II Nr. 145/2006, außer 
Kraft. Die für die Bestellung des Leiters der Datenschutzbehörde und seines Stellvertreters sowie der 
Mitglieder des Fachbeirates notwendigen organisatorischen und personellen Maßnahmen können bereits 
vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 getroffen werden.“ 

17. (Verfassungsbestimmung) Dem § 60 wird folgender Abs. 8 angefügt: 

„(8) (Verfassungsbestimmung) § 2 Abs. 2 und § 35 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft.“ 

18. Dem § 61 werden folgende Abs. 9 und 10 angefügt: 

„(9) Mit Ablauf des 31. Dezember 2013 tritt die Datenschutzbehörde an die Stelle der 
Datenschutzkommission. Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 bei 
der Datenschutzkommission anhängige Verfahren sind nach Maßgabe der Bestimmungen dieses 
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Bundesgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2013 von der Datenschutzbehörde 
fortzuführen. Erledigungen der Datenschutzkommission gelten als entsprechende Erledigungen der 
Datenschutzbehörde. Die Bestimmungen des Verwaltungsgerichtsbarkeits-Übergangsgesetzes, BGBl. I 
Nr. xxx/2013, bleiben unberührt. Nach Beendigung des Verfahrens vor dem Verwaltungsgerichtshof 
betreffend den Bescheid oder die Säumnis der Datenschutzkommission oder vor dem 
Verfassungsgerichtshof betreffend den Bescheid der Datenschutzkommission ist das Verfahren von der 
Datenschutzbehörde fortzusetzen. 

(10) Die Bediensteten der Datenschutzkommission werden mit Inkrafttreten des BGBl. I 
Nr. xxx/2013 als Bedienstete der Datenschutzbehörde übernommen.“ 

Artikel 2 

Anpassungsbestimmungen 

(1) Soweit in Bundesgesetzen auf den Begriff „Datenschutzkommission“ Bezug genommen wird, 
tritt mit Inkrafttreten des BGBl. I Nr. xxx/2013 an dessen Stelle der Begriff „Datenschutzbehörde“. Dies 
gilt nicht für die Verwendung dieses Begriffes in Schluss- und Übergangsbestimmungen sowie in In- und 
Außerkrafttretensbestimmungen. 

(2) Dieser Artikel tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 
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Vorblatt 
 

Ziele 
 

- Herstellung der unionsrechtskonformen Rechtslage im Hinblick auf die Einrichtung einer Kontrollstelle 
nach Art. 28 der Richtlinie 95/46/EG zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr (im Folgenden: Datenschutz-Richtlinie), ABl. 
Nr. L 281 vom 23.11.1995 S. 31, nach Auflösung der Datenschutzkommission mit 1. Jänner 2014. 

- Einrichtung eines Fachbeirates zur Unterstützung der Datenschutzbehörde. 
 

Inhalt 
 

Das Vorhaben umfasst hauptsächlich folgende Maßnahmen: 
 

- Gesetzliche Einrichtung der neuen Datenschutzbehörde als Kontrollstelle iSd Art. 28 Abs. 1 der 
Datenschutz-Richtlinie. 

- Gesetzliche Einrichtung eines Fachbeirates. 
 

Wesentliche Auswirkungen 

Das Vorhaben hat keine eigenen finanziellen Auswirkungen, weil die durch die Umstellung auf eine 
zweistufige Verwaltungsgerichtsbarkeit hervorgerufenen finanziellen Auswirkungen auf der 
Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, BGBl. I Nr. 51/2012, dem Bundesverwaltungsgerichtsgesetz 
(BVwGG), BGBl. I Nr. 10/2013, sowie der Regierungsvorlage des Verwaltungsgerichtsbarkeits-
Ausführungsgesetzes 2012 (RV 2009 BlgNR 24. GP) beruhen, so dass auf die diesbezüglichen 
Materialien verwiesen wird. 
 

In den weiteren Wirkungsdimensionen gemäß § 17 Abs. 1 des Bundeshaushaltsgesetzes 2013 
(BHG 2013), BGBl. I Nr. 139/2009, treten keine wesentlichen Auswirkungen auf. 
 

Verhältnis zu den Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 

Die vorgesehenen Regelungen liegen innerhalb des durch die Datenschutz-Richtlinie vorgegebenen 
Umsetzungsrahmens. 
 

Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens: 

Der Entwurf kann hinsichtlich der in § 2 Abs. 2, § 35 Abs. 2 und § 60 Abs. 8 vorgesehenen Verfassungs-
bestimmungen gemäß Art. 44 Abs. 1 B-VG vom Nationalrat nur in Anwesenheit von mindestens der 
Hälfte der Mitglieder und mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen beschlossen 
werden. 
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Wirkungsorientierte Folgenabschätzung 

Bundesgesetz, mit dem das Datenschutzgesetz 2000 geändert wird 
 

Problemanalyse 
 

Problemdefinition 

Art. 28 Abs. 1 der Richtlinie 95/46/EG zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr (im Folgenden: Datenschutz-Richtlinie), ABl. 
Nr. L 281 vom 23.11.1995 S. 31, sieht die Verpflichtung der Mitgliedstaaten vor, dass eine oder mehrere 
öffentliche Stellen (Kontrollstellen) beauftragt werden, die Anwendung der von den Mitgliedstaaten zur 
Umsetzung dieser Richtlinie erlassenen einzelstaatlichen Vorschriften in ihrem Hoheitsgebiet zu 
überwachen. 
 

Die Funktion als Kontrollstelle iSd Art. 28 Abs. 1 der Datenschutz-Richtlinie nimmt auf nationaler Ebene 
die Datenschutzkommission wahr. 
 

Die Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, BGBl. I Nr. 51/2012, sieht die Schaffung von 
Verwaltungsgerichten sowie die Auflösung von unabhängigen Verwaltungsbehörden, darunter auch die 
Datenschutzkommission, mit 1. Jänner 2014 vor. 

Um den unionsrechtlichen Vorgaben zu entsprechen, muss daher mit 1. Jänner 2014 eine neue 
Kontrollstelle iSd Art. 28 Abs. 1 der Datenschutz-Richtlinie geschaffen werden. 
 

Nullszenario und allfällige Alternativen 

Im Falle, dass nach der Auflösung der Datenschutzkommission mit 1. Jänner 2014 keine dem Art. 28 
Abs. 1 der Datenschutz-Richtlinie entsprechende Kontrollstelle eingerichtet wird, droht der Republik 
Österreich ein Vertragsverletzungsverfahren vor dem EuGH. 
 

Interne Evaluierung 
 

Zeitpunkt der internen Evaluierung: 2019 

Nach fünf Jahren soll evaluiert werden, ob eine den Anforderungen des Art. 28 der Datenschutz-
Richtlinie entsprechende Kontrollstelle samt Fachbeirat eingerichtet wurde. 
 

Ziele 
 

Ziel 1: Herstellung der unionsrechtskonformen Rechtslage im Hinblick auf die Einrichtung einer 
Kontrollstelle nach Art. 28 der Datenschutz-Richtlinie nach Auflösung der Datenschutzkommission 
mit 1. Jänner 2014. 
 

Wie sieht Erfolg aus: 
 

Ausgangszustand Zeitpunkt der WFA Zielzustand Evaluierungszeitpunkt 

Die Datenschutzkommission nimmt im Zeitpunkt 
der WFA die Aufgaben als Kontrollstelle iSd 
Art. 28 Abs. 1 der Datenschutz-Richtlinie wahr. 

Die Datenschutzbehörde ist als neue Kontrollstelle 
iSd Art. 28 Abs. 1 der Datenschutz-Richtlinie 
eingerichtet. 

 

Beitrag zu Wirkungsziel oder Maßnahme im Bundesvoranschlag: 

Wirkungsziel 3 des Bundeskanzleramtes (Sicherung der Rechtsstaatlichkeit im Wege von Legistik). 
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Ziel 2: Einrichtung eines Fachbeirates zur Unterstützung der Datenschutzbehörde. 
 

Wie sieht Erfolg aus: 
 

Ausgangszustand Zeitpunkt der WFA Zielzustand Evaluierungszeitpunkt 

Die Datenschutzkommission hat keinen 
Fachbeirat. 

Zur Unterstützung der Datenschutzbehörde ist ein 
Fachbeirat eingerichtet. 

 

Beitrag zu Wirkungsziel oder Maßnahme im Bundesvoranschlag: 

Wirkungsziel 3 des Bundeskanzleramtes (Sicherung der Rechtsstaatlichkeit im Wege von Legistik). 
 

Maßnahmen 
 

Maßnahme 1: Gesetzliche Einrichtung der neuen Datenschutzbehörde als Kontrollstelle iSd Art. 28 
Abs. 1 der Datenschutz-Richtlinie. 

Beschreibung der Maßnahme: 

Für die Einrichtung der neuen Datenschutzbehörde als Kontrollstelle iSd Art. 28 Abs. 1 der Datenschutz-
Richtlinie ist die Änderung des DSG 2000 erforderlich. 
 

Wie sieht Erfolg aus: 
 

Ausgangszustand Zeitpunkt der WFA Zielzustand Evaluierungszeitpunkt 

Die Änderung des DSG 2000 ist erforderlich, um 
mit 1. Jänner 2014 die neue Datenschutzbehörde 
als Kontrollstelle iSd Art. 28 Abs. 1 der 
Datenschutz-Richtlinie einzurichten. 

Eine den Anforderungen des Art. 28 der 
Datenschutz-Richtlinie entsprechende 
Kontrollstelle ist mit 1. Jänner 2014 im DSG 2000 
eingerichtet. 

 

Maßnahme 2: Gesetzliche Einrichtung eines Fachbeirates. 

Beschreibung der Maßnahme: 

Für die Einrichtung des Fachbeirates der Datenschutzbehörde ist die Änderung des DSG 2000 
erforderlich. 
 

Wie sieht Erfolg aus: 
 

Ausgangszustand Zeitpunkt der WFA Zielzustand Evaluierungszeitpunkt 

Das geltende DSG 2000 sieht keinen Fachbeirat 
der Datenschutzkommission vor. 

Der Fachbeirat der Datenschutzbehörde ist im 
DSG 2000 eingerichtet. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Hauptgesichtspunkte des Entwurfes: 

Das DSG 2000 setzt die Vorgaben der Richtlinie 95/46/EG zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr (im Folgenden: Datenschutz-
Richtlinie), ABl. Nr. L 281 vom 23.11.1995 S. 31, auf nationaler Ebene um und ist seit seinem 
Inkrafttreten am 1. Jänner 2000 siebenmal novelliert worden. 

Art. 28 Abs. 1 der Datenschutz-Richtlinie sieht die Verpflichtung der Mitgliedstaaten vor, dass eine oder 
mehrere öffentliche Stellen (Kontrollstellen) beauftragt werden, die Anwendung der von den 
Mitgliedstaaten zur Umsetzung dieser Richtlinie erlassenen einzelstaatlichen Vorschriften in ihrem 
Hoheitsgebiet zu überwachen. Diese Funktion als Kontrollstelle iSd Art. 28 Abs. 1 der Datenschutz-
Richtlinie nimmt auf nationaler Ebene die Datenschutzkommission wahr. 

Mit der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, BGBl. I Nr. 51/2012, wurde die Schaffung von 
Verwaltungsgerichten sowie die Auflösung von unabhängigen Verwaltungsbehörden, darunter auch die 
Datenschutzkommission, mit 1. Jänner 2014 vorgesehen. 

Um den unionsrechtlichen Vorgaben zu entsprechen, muss daher auf nationaler Ebene mit 1. Jänner 2014 
eine neue Kontrollstelle iSd Art. 28 Abs. 1 der Datenschutz-Richtlinie geschaffen werden. 

Die neu zu schaffende Kontrollstelle („Datenschutzbehörde“) soll diesen Anforderungen des Art. 28 der 
Datenschutz-Richtlinie entsprechen und als monokratische Behörde eingerichtet werden, der ein vom 
Bundespräsidenten auf Vorschlag der Bundesregierung bestellter „Leiter der Datenschutzbehörde“ 
vorsteht. 

Die Datenschutzbehörde soll eine eigene Dienstbehörde und Personalstelle sein. Die Bediensteten der 
Datenschutzbehörde sollen nur den Weisungen des Leiters der Datenschutzbehörde unterstehen. Der 
Leiter der Datenschutzbehörde soll die Diensthoheit über die Bediensteten der Datenschutzbehörde 
ausüben. Der Bundeskanzler kann sich beim Leiter der Datenschutzbehörde über die Gegenstände der 
Geschäftsführung unterrichten. Dem ist vom Leiter der Datenschutzbehörde jedoch nur insoweit zu 
entsprechen, als dies nicht der völligen Unabhängigkeit der Kontrollstelle im Sinne von Art. 28 Abs. 1 
UAbs. 2 der Datenschutz-Richtlinie widerspricht. 

Zur Unterstützung der Datenschutzbehörde soll ein Fachbeirat eingerichtet werden, in welchem zwei 
Vertreter der Länder und je ein Vertreter der Wirtschaftskammer Österreich und der Bundeskammer für 
Arbeiter und Angestellte vertreten sind. Die Mitglieder sollen vom Leiter der Datenschutzbehörde für die 
Dauer von fünf Jahren bestellt werden. 

Der Aufgabenbereich der neuen Datenschutzbehörde soll dem der Datenschutzkommission entsprechen 
und sohin vor allem folgende Tätigkeiten umfassen: 

- Genehmigung der Übermittlung von Daten ins Ausland nach § 13 DSG 2000, 

- Führung des Registrierungsverfahrens nach §§ 16 ff DSG 2000, 

- Ausübung der Kontrollbefugnisse als „Ombudsmann“ nach § 30 DSG 2000, 

- Führung des Beschwerdeverfahrens nach § 31 DSG 2000, 

- Genehmigung der Verwendung von Daten für wissenschaftliche oder statistische Zwecke nach § 46 
DSG 2000 sowie Genehmigung der Zurverfügungstellung von Adressdaten nach § 47 DSG 2000, 

- Beantwortung telefonischer oder schriftlicher Anfragen von Bürgern zum Datenschutz und 

- sonstige in den Materiengesetzen vorgesehene Aufgaben, die nach geltendem Recht der 
Datenschutzkommission zukommen. 

Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der vorgeschlagenen DSG-Novelle am 1. Jänner 2014 bei der 
Datenschutzkommission anhängige Verfahren sollen von der neuen Datenschutzbehörde als 
Nachfolgeinstitution der Datenschutzkommission fortgeführt werden. Die Bediensteten in der 
Geschäftsstelle der Datenschutzkommission sollen in die neue Datenschutzbehörde übernommen werden. 

Das aufgrund der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 neu zu schaffende Bundesverwaltungs-
gericht soll im Bereich der Rechtsprechung Bescheide der neuen Datenschutzbehörde überprüfen können. 
Dies betrifft vor allem Bescheide über Beschwerden wegen Verletzung von Betroffenenrechten nach § 31 
DSG 2000. Zu diesem Zweck soll ein Senat bestehend aus einem Vorsitzenden und je einem fach-
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kundigen Laienrichter aus dem Kreis der Arbeitgeber und aus dem Kreis der Arbeitnehmer beim Bundes-
verwaltungsgericht eingerichtet werden. Die fachkundigen Laienrichter werden auf Vorschlag der 
Wirtschaftskammer Österreich und der Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte bestellt. 

Die Möglichkeit der Anrufung des Verwaltungsgerichtshofes soll im DSG 2000 entfallen. 

Kompetenzgrundlage: 

Der vorliegende Entwurf stützt sich auf § 2 Abs. 1 DSG 2000. 

Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Datenschutzgesetzes 2000): 

Zu den Z 1 bis 3 (Inhaltsverzeichnis): 

Der mit der DSG-Novelle 2010, BGBl. I Nr. 133/2009, versehentlich entfallene Eintrag im 
Inhaltsverzeichnis zu § 2 soll wieder eingefügt werden. Die übrigen Änderungen des 
Inhaltsverzeichnisses werden durch die Einrichtung der neuen Datenschutzbehörde erforderlich. 

Zu den Z 4 (§ 2 Abs. 2) und 5 (§ 10 Abs. 2, § 12 Abs. 4, § 13 Abs. 1, 2 Z 2, Abs. 3, 4 und 6, § 16 
Abs. 1, § 17 Abs. 1, § 18 Abs. 2, § 19 Abs. 1 Z 6 und Abs. 2, § 20 Abs. 2 und 5 Z 2, § 21 Abs. 1 Z 3, 
§ 22 Abs. 2 und 4, § 22a Abs. 1, 3 bis 5, § 23 Abs. 2, § 26 Abs. 2, 5 und 7, § 27 Abs. 5 und 7, § 30 
Abs. 1, 2, 2a, 4 bis 6a, § 31 Abs. 1, 2, 5, 6 und 8, § 31a, § 32 Abs. 5 bis 7, § 34 Abs. 3 und 4, § 46 
Abs. 2 Z 3 und Abs. 3, § 47 Abs. 3 und 4, § 48a Abs. 2, § 50 Abs. 1 und 2, § 50b Abs. 2, § 50c Abs. 1, 
§ 52 Abs. 2 Z 2 und 3 sowie Abs. 5, § 54 Abs. 2 und § 61 Abs. 8 sowie in den Überschriften zu § 30 
und § 31): 

Im DSG 2000 soll in jenen Bestimmungen und Überschriften, in denen auf die Datenschutzkommission 
Bezug genommen wird, jeweils der Begriff „Datenschutzkommission“ durch den Begriff 
„Datenschutzbehörde“ ersetzt werden. Ausgenommen davon soll nur § 61 Abs. 6 DSG 2000 sein, da 
dieser auf vor der DSG-Novelle 2010 von der Datenschutzkommission festgelegte Befristungen Bezug 
nimmt. 

Nachdem es sich bei § 2 Abs. 2 DSG 2000 um eine Verfassungsbestimmung handelt, hat die 
terminologische Anpassung im Verfassungsrang zu erfolgen. 

Zu Z 6 (§ 5 Abs. 4): 

§ 5 Abs. 4 entspricht inhaltlich dem geltenden § 1 Abs. 5 DSG 2000, wobei lediglich der Begriff 
„Datenschutzkommission“ durch den Begriff „Datenschutzbehörde“ ersetzt wird. Aus der systematisch 
bedingten Verschiebung dieser Regelung ergibt sich keine Auswirkung auf den materiellen Inhalt und auf 
die Reichweite des Grundrechtes auf Datenschutz. Insbesondere hat dies keine Auswirkung auf die 
Drittwirkung des Grundrechtes, welche sich aus § 1 Abs. 1 DSG 2000 ergibt. 

Zu Z 7 (§ 22 Abs. 3): 

Nachdem die Regelung des Mandatsbescheides in § 38 DSG 2000 entfallen soll, soll auch der Verweis 
auf § 38 DSG 2000 in § 22 Abs. 3 auf § 57 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – 
AVG, BGBl. Nr. 51/1991, geändert werden. Berichtigungen oder Streichungen nach § 22 Abs. 2 
DSG 2000 sind schon aufgrund der geltenden normativen Anordnung des § 22 Abs. 3 DSG 2000 in 
jedem Fall – und somit auch dann, wenn keine Gefahr im Verzug vorliegt – ohne weiteres 
Ermittlungsverfahren mit Mandatsbescheid zu verfügen. 

Zu Z 8 (§ 31a Abs. 4): 

Nach geltendem Recht ist nach § 40 Abs. 2 DSG 2000 gegen Bescheide der Datenschutzkommission kein 
Rechtsmittel zulässig. Sie unterliegen nicht der Aufhebung oder Abänderung im Verwaltungsweg. Die 
Anrufung des Verwaltungsgerichtshofes durch die Parteien des Verfahrens ist jedoch zulässig. 

Das aufgrund der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 neu zu schaffende Bundesverwaltungs-
gericht soll nun im Bereich der Rechtsprechung Bescheide der neuen Datenschutzbehörde überprüfen 
können. Dementsprechend soll auch in § 31a Abs. 4 der Begriff „Verwaltungsgerichtshof“ durch den 
Begriff „Bundesverwaltungsgericht“ ersetzt werden. 

Zu den Z 9 (Überschrift zu § 35), 10 (§ 35 Abs. 1), 11 (§ 35 Abs. 2) und 12 (§§ 36 bis 40): 

Die Datenschutz-Richtlinie bestimmt in Art. 28 Abs. 1, dass die Mitgliedstaaten vorsehen, „dass eine oder 
mehrere öffentliche Stellen beauftragt werden, die Anwendung der von den Mitgliedstaaten zur 
Umsetzung dieser Richtlinie erlassenen einzelstaatlichen Vorschriften in ihrem Hoheitsgebiet zu 
überwachen. Diese Stellen nehmen die ihnen zugewiesenen Aufgaben in völliger Unabhängigkeit wahr.“ 
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Der EuGH hat mit Urteil vom 16. Oktober 2012, Rs C-614/10, festgestellt, dass die Republik Österreich 
gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 28 Abs. 1 UAbs. 2 der Datenschutz-Richtlinie dadurch verstoßen hat, 
dass sie nicht alle Vorschriften erlassen hat, die erforderlich sind, damit die bestehende Rechtslage in 
Bezug auf die Datenschutzkommission dem Kriterium der Unabhängigkeit genügt, und zwar im 
Einzelnen dadurch, dass sie eine Regelung eingeführt hat, wonach 

- das geschäftsführende Mitglied der Datenschutzkommission ein der Dienstaufsicht unterliegender 
Bundesbediensteter ist, 

- die Geschäftsstelle der Datenschutzkommission in das Bundeskanzleramt eingegliedert ist und 

- der Bundeskanzler über ein unbedingtes Recht verfügt, sich über alle Gegenstände der Geschäftsführung 
der Datenschutzkommission zu unterrichten. 

Als weitere Anforderung an die Kontrollstelle sieht Art. 28 der Datenschutz-Richtlinie vor, dass die 
Kontrollstelle bei der Ausarbeitung von Rechtsverordnungen oder Verwaltungsvorschriften bezüglich des 
Schutzes der Rechte und Freiheiten von Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
angehört werden muss. 

Jede Kontrollstelle verfügt nach Art. 28 Abs. 3 der Datenschutz-Richtlinie insbesondere über: 

- Untersuchungsbefugnisse, wie das Recht auf Zugang zu Daten, die Gegenstand von Verarbeitungen 
sind, und das Recht auf Einholung aller für die Erfüllung ihres Kontrollauftrags erforderlichen 
Informationen; 

- wirksame Einwirkungsbefugnisse, wie beispielsweise die Möglichkeit, im Einklang mit Art. 20 der 
Datenschutz-Richtlinie vor der Durchführung der Verarbeitungen Stellungnahmen abzugeben und für 
eine geeignete Veröffentlichung der Stellungnahmen zu sorgen, oder die Befugnis, die Sperrung, 
Löschung oder Vernichtung von Daten oder das vorläufige oder endgültige Verbot einer Verarbeitung 
anzuordnen, oder die Befugnis, eine Verwarnung oder eine Ermahnung an den für die Verarbeitung 
Verantwortlichen zu richten oder die Parlamente oder andere politische Institutionen zu befassen; 

- das Klagerecht oder eine Anzeigebefugnis bei Verstößen gegen die einzelstaatlichen Vorschriften zur 
Umsetzung dieser Richtlinie. 

Gegen beschwerende Entscheidungen der Kontrollstelle steht der Rechtsweg offen. 

Jede Person oder ein sie vertretender Verband kann sich zum Schutz der die Person betreffenden Rechte 
und Freiheiten bei der Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß Art. 28 Abs. 4 der Datenschutz-
Richtlinie an jede Kontrollstelle mit einer Eingabe wenden. Die betroffene Person ist darüber zu 
informieren, wie mit der Eingabe verfahren wurde. 

Jede Kontrollstelle kann insbesondere von jeder Person mit dem Antrag befasst werden, die 
Rechtmäßigkeit einer Verarbeitung zu überprüfen, wenn einzelstaatliche Vorschriften gemäß Art. 13 der 
Datenschutz-Richtlinie Anwendung finden. Die Person ist unter allen Umständen darüber zu unterrichten, 
dass eine Überprüfung stattgefunden hat. 

Jede Kontrollstelle legt nach Art. 28 Abs. 5 der Datenschutz-Richtlinie regelmäßig einen Bericht über 
ihre Tätigkeit vor. Dieser Bericht wird veröffentlicht. 

Jede Kontrollstelle ist im Hoheitsgebiet ihres Mitgliedstaats gemäß Art. 28 Abs. 6 der Datenschutz-
Richtlinie für die Ausübung der ihr gemäß Art. 28 Abs. 3 der Datenschutz-Richtlinie übertragenen 
Befugnisse zuständig, unabhängig vom einzelstaatlichen Recht, das auf die jeweilige Verarbeitung 
anwendbar ist. Jede Kontrollstelle kann von einer Kontrollstelle eines anderen Mitgliedstaats um die 
Ausübung ihrer Befugnisse ersucht werden. 

Die Kontrollstellen sorgen für die zur Erfüllung ihrer Kontrollaufgaben notwendige gegenseitige 
Zusammenarbeit, insbesondere durch den Austausch sachdienlicher Informationen. 

Die Mitgliedstaaten sehen nach Art. 28 Abs. 7 der Datenschutz-Richtlinie zudem vor, dass die Mitglieder 
und Bediensteten der Kontrollstellen hinsichtlich der vertraulichen Informationen, zu denen sie Zugang 
haben, dem Berufsgeheimnis, auch nach Ausscheiden aus dem Dienst, unterliegen. 

Die neu einzurichtende Kontrollstelle („Datenschutzbehörde“) soll diesen unionsrechtlichen Vorgaben 
entsprechen. Die Kontrollbefugnisse sollen in der Weise umgesetzt werden, dass die Datenschutzbehörde 
als unabhängige Kontrollstelle den öffentlichen und den privaten Bereich zu kontrollieren hat, und zwar 
entweder aus Anlass eines Anbringens eines Bürgers oder auch in Fällen, die ein erhöhtes 
Gefährdungspotential besitzen, ohne einen solchen Anlass. 

Die Datenschutzbehörde soll unter den Vorgaben einer schlanken Organisation als monokratische 
Behörde eingerichtet werden, deren Konzeption sich organisatorisch zum Teil an der Volksanwaltschaft 
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sowie in einzelnen Punkten an der KommAustria orientiert und Elemente des deutschen Modells des 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI) übernimmt. Der 
Datenschutzbehörde soll ein vom Bundespräsidenten auf Vorschlag der Bundesregierung bestellter 
„Leiter der Datenschutzbehörde“ vorstehen. Zur Erfüllung der Vorgaben des Art. 28 der Datenschutz-
Richtlinie im Lichte des Urteils des EuGH vom 16. Oktober 2012, Rs C-614/10, hinsichtlich der völligen 
Unabhängigkeit der Kontrollstelle, soll der Leiter der Datenschutzbehörde in Ausübung seines Amtes 
unabhängig und an keine Weisungen gebunden sein. Bei Beendigung der Funktion des Leiters der 
Datenschutzbehörde ist unverzüglich ein neuer Leiter zu bestellen. 

Für die Berechnung der Zwei-Jahres-Frist gemäß dem vorgeschlagenen § 36 Abs. 3 Z 2 kommt es auf den 
Zeitpunkt der Bestellung an. 

Der Bundespräsident soll weiters auf Vorschlag der Bundesregierung einen Stellvertreter für den Leiter 
der Datenschutzbehörde bestellen. Für diesen sollen dieselben Regelungen für die Bestellung, die 
Unvereinbarkeit, die Beendigung der Funktion und Neubestellung wie für den Leiter der 
Datenschutzbehörde gelten. Der Stellvertreter des Leiters der Datenschutzbehörde vertritt den Leiter der 
Datenschutzbehörde in dessen Abwesenheit. 

Die Datenschutzbehörde soll eine eigene Dienstbehörde und Personalstelle sein. Die Bediensteten der 
Datenschutzbehörde sollen nur den Weisungen des Leiters der Datenschutzbehörde unterstehen. Der 
Leiter der Datenschutzbehörde soll die Diensthoheit über die Bediensteten der Datenschutzbehörde 
ausüben. Der Bundeskanzler kann sich beim Leiter der Datenschutzbehörde über die Gegenstände der 
Geschäftsführung unterrichten. Dem ist vom Leiter der Datenschutzbehörde jedoch nur insoweit zu 
entsprechen, als dies nicht der völligen Unabhängigkeit der Kontrollstelle im Sinne von Art. 28 Abs. 1 
UAbs. 2 der Datenschutz-Richtlinie widerspricht. 

Die neue Datenschutzbehörde soll die derzeit von der Datenschutzkommission wahrgenommenen 
Aufgaben gemäß Art. 28 der Datenschutz-Richtlinie übernehmen. Dies umfasst insbesondere die 
Kontrollbefugnisse nach § 30 DSG 2000 („Ombudsmannverfahren“), das Beschwerdeverfahren nach § 31 
DSG 2000 sowie begleitende Maßnahmen nach § 31a DSG 2000.  

Darüber hinaus soll die neue Datenschutzbehörde auch alle sonstigen Aufgaben der 
Datenschutzkommission nach dem DSG 2000, wie die Führung des Datenverarbeitungsregisters (§§ 16 ff 
DSG 2000 sowie die Meldung von Informationsverbundsystemen nach § 50 DSG 2000), die 
Genehmigung für die Übermittlung von Daten in das Ausland (§ 13 DSG 2000), die Mitteilung der 
Heranziehung eines Dienstleisters (§ 10 Abs. 2 DSG 2000), die Genehmigungen im Bereich der 
wissenschaftlichen Forschung und Statistik (§ 46 DSG 2000) sowie für die Zurverfügungstellung von 
Adressen zur Benachrichtigung und Befragung von Betroffenen (§ 47 DSG 2000), zudem die Aufgaben 
bei der Verwendung von Daten im Katastrophenfall (§ 48a DSG 2000) und im Bereich der 
Videoüberwachung (im Zusammenhang mit der Aufbewahrungsdauer nach § 50b DSG 2000 sowie der 
Schlüsselhinterlegung nach § 50c DSG 2000) sowie die Mitteilungspflichten an andere Mitgliedstaaten 
der EU und an die Europäische Kommission (§ 54 DSG 2000) übernehmen. Im Übrigen soll die neue 
Datenschutzbehörde – wie derzeit die Datenschutzkommission – auch für die Beantwortung von 
Anfragen von Bürgern zum Datenschutz zuständig sein. 

Weiters soll die neue Datenschutzbehörde auch alle in anderen Bundesgesetzen vorgesehenen Aufgaben 
der Datenschutzkommission übernehmen, so insbesondere jene nach § 129 Gaswirtschaftsgesetz 2011, 
BGBl. I Nr. 107/2011, und § 83 Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz 2010, BGBl. I 
Nr. 110/2010, die Aufgaben als Nationale Kontrollinstanz nach § 14 EU-Polizeikooperationsgesetz, 
BGBl. I Nr. 132/2009, als Stammzahlenregisterbehörde nach § 7 E-Government-Gesetz, BGBl. I 
Nr. 10/2004, und als Registerbehörde nach der E-Government-Bereichsabgrenzungsverordnung, BGBl. II 
Nr. 289/2004, sowie die Kontrollaufgaben nach § 8 Zollrechts-Durchführungsgesetz, 
BGBl. Nr. 659/1994, und diverse Aufgaben nach dem Telekommunikationsgesetz 2003, BGBl. I 
Nr. 70/2003. 

Auch die bisher von der Datenschutzkommission im internationalen bzw. EU-Bereich wahrgenommenen 
Aufgaben (insbesondere die Vertretung in der Art. 29-Datenschutzgruppe und ihren Untergruppen, die 
Vertretung in den Gemeinsamen Kontrollinstanzen Schengen, Europol und Zollinformationssystem sowie 
der Koordinierungsgruppe von Eurodac) und die sonstige Kooperation mit anderen Datenschutzbehörden 
sollen von der Datenschutzbehörde wahrgenommen werden. 

Die Datenschutzbehörde muss ihre Befugnisse auch gegenüber den in Art. 19 B-VG bezeichneten 
obersten Organen der Vollziehung ausüben können, um den Anforderungen an eine Kontrollstelle iSd 
Art. 28 der Datenschutz-Richtlinie zu entsprechen. Diesbezüglich ist die Schaffung einer 
Verfassungsbestimmung im DSG 2000 erforderlich. 
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Der Leiter der Datenschutzbehörde kann im Interesse einer raschen und zweckmäßigen 
Geschäftsbehandlung die ihm nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften zustehenden Befugnisse 
hinsichtlich bestimmter Angelegenheiten auf Träger von bestimmten Funktionen oder auf namentlich 
bezeichnete Mitarbeiter der Datenschutzbehörde zur selbständigen Erledigung übertragen. Der Leiter der 
Datenschutzbehörde behält jedoch auch bei einer Übertragung bestimmter Angelegenheiten die 
Verantwortung für die ordnungsgemäße Erledigung der Angelegenheiten. Das Weisungsrecht des Leiters 
der Datenschutzbehörde wird durch die Übertragung zur selbständigen Erledigung bestimmter 
Angelegenheiten nicht berührt. 

Zur Unterstützung der Datenschutzbehörde soll ein Fachbeirat eingerichtet werden, in welchem zwei 
Vertreter der Länder und je ein Vertreter der Wirtschaftskammer Österreich und der Bundeskammer für 
Arbeiter und Angestellte vertreten sind. Die Mitglieder sollen vom Leiter der Datenschutzbehörde für die 
Dauer von fünf Jahren bestellt werden und in Anlehnung an den Fachbeirat zur Beratung der RTR-GmbH 
gemäß § 28 des KommAustria-Gesetzes (KOG), BGBl. I Nr. 32/2001, entsprechend fachkundige 
Personen sein, die aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden wählen. Der Fachbeirat soll vom Leiter der 
Datenschutzbehörde regelmäßig, mindestens jedoch vierteljährlich, unter Einhaltung einer Frist von zwei 
Wochen einberufen werden. Der Leiter der Datenschutzbehörde soll berechtigt sein, an den Sitzungen des 
Fachbeirates teilzunehmen. Ein Stimmrecht steht ihm jedoch nicht zu. 

Weiters soll der Fachbeirat der Datenschutzbehörde – ähnlich wie der Menschenrechtsbeirat nach § 14 
des Volksanwaltschaftsgesetzes 1982, BGBl. Nr. 433 idF BGBl. I Nr. 1/2012, im Hinblick auf die 
Volksanwaltschaft – die Datenschutzbehörde in allgemeinen und grundlegenden datenschutzrechtlichen 
Fragestellungen beraten. Die Tätigkeit des Fachbeirates soll zudem die Abgabe von Empfehlungen für 
generelle Prüfschwerpunkte, die Erstattung von Vorschlägen zur Gewährleistung einheitlicher 
Vorgehensweisen und Prüfstandards und die Vorlage von Gutachten zu Fragen von grundsätzlicher 
Bedeutung für den Datenschutz umfassen. Die Datenschutzbehörde soll jedoch an die Beratung, die 
Empfehlungen und Vorschläge sowie Gutachten des Fachbeirates nicht gebunden sein, damit die von 
Art. 28 der Datenschutz-Richtlinie geforderte völlige Unabhängigkeit der Kontrollstelle nicht 
beeinträchtigt wird. 

Das aufgrund der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 neu zu schaffende Bundesverwaltungs-
gericht soll im Bereich der Rechtsprechung Bescheide der neuen Datenschutzbehörde überprüfen können. 
Dies betrifft vor allem Bescheide über Beschwerden wegen Verletzung von Betroffenenrechten nach § 31 
DSG 2000. Zu diesem Zweck soll ein Senat bestehend aus einem Vorsitzenden und je einem fach-
kundigen Laienrichter aus dem Kreis der Arbeitgeber und aus dem Kreis der Arbeitnehmer beim Bundes-
verwaltungsgericht eingerichtet werden. Die fachkundigen Laienrichter werden auf Vorschlag der 
Wirtschaftskammer Österreich und der Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte bestellt und müssen 
eine mindestens fünfjährige einschlägige Berufserfahrung und besondere Kenntnisse des 
Datenschutzrechtes besitzen. 

Es sind entsprechende Vorkehrungen von allen Beteiligten zu treffen, dass zeitgerecht eine hinreichende 
Anzahl von fachkundigen Laienrichtern zur Verfügung steht. 

Zu Z 13 (§ 41 Abs. 2 Z 4a): 

Im Zusammenhang mit der Neuorganisation der Kontrollstelle soll auch das Recht des Datenschutzrates, 
von der Datenschutzkommission gemäß § 41 Abs. 2 Z 4a DSG 2000 Auskünfte und Berichte sowie 
Einsicht in Unterlagen verlangen zu können, entfallen, da dieses Recht im Spannungsverhältnis mit der 
von Art. 28 der Datenschutz-Richtlinie geforderten völligen Unabhängigkeit der Kontrollstelle steht. 

Zu Z 14 (§ 44 Abs. 6): 

Nach der geltenden Fassung des § 44 Abs. 6 DSG 2000 sind Mitglieder der Datenschutzkommission, die 
dem Datenschutzrat nicht angehören, berechtigt, an den Sitzungen des Datenschutzrates oder seiner 
Arbeitsausschüsse teilzunehmen, wobei ihnen ein Stimmrecht nicht zusteht. Dieses Teilnahmerecht an 
Sitzungen des Datenschutzrates soll nun dem Leiter der Datenschutzbehörde zukommen. 

Zu Z 15 (§ 44 Abs. 8): 

Die Mitglieder des Datenschutzrates, der Leiter der Datenschutzbehörde und die zur Sitzung zugezogenen 
Sachverständigen sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. 

Zu Z 16 (§ 60 Abs. 7): 

§ 60 Abs. 7 enthält die Inkrafttretensbestimmung. Die für die Bestellung des Leiters der 
Datenschutzbehörde und seines Stellvertreters sowie der Mitglieder des Fachbeirates notwendigen 
organisatorischen und personellen Maßnahmen sollen bereits ab Erlassung der vorgeschlagenen DSG-
Novelle möglich sein. 
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Mit Auflösung der Datenschutzkommission soll auch die DSK-Vergütungsverordnung, BGBl. II 
Nr. 145/2006, ersatzlos entfallen, da für diese kein Anwendungsbereich mehr besteht. Andere 
Verordnungen des Bundes, die derzeit auf die Datenschutzkommission verweisen (zB 
Datensicherheitsverordnung, BGBl. II Nr. 402/2011, oder E-Government-Bereichsabgrenzungs-
verordnung, BGBl. II Nr. 289/2004), können nicht durch die vorgeschlagene DSG-Novelle, sondern nur 
vom jeweiligen Verordnungsgeber angepasst werden. 

Zu Z 17 (§ 60 Abs. 8): 

§ 60 Abs. 8 enthält die Inkraftretensbestimmung für die Verfassungsbestimmungen in § 2 Abs. 2 und § 35 
Abs. 2 und soll aus diesem Grund auch im Verfassungsrang beschlossen werden. 

Zu Z 18 (§ 61 Abs. 9 und 10): 

Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der vorgeschlagenen DSG-Novelle am 1. Jänner 2014 bei der 
Datenschutzkommission anhängige Verfahren sollen von der Datenschutzbehörde als neu zu schaffende 
Nachfolgeinstitution der Datenschutzkommission fortgeführt werden. 

Die Bediensteten der Datenschutzkommission sollen mit Inkrafttreten der vorgeschlagenen DSG-Novelle 
als Bedienstete der Datenschutzbehörde übernommen werden. Damit soll insbesondere auch der 
weitgehende Übergang des „Know-Hows“ und des „institutionellen Gedächtnisses“ gesichert werden. 

Zu Artikel 2 (Anpassungsbestimmungen): 

Die neu einzurichtende Datenschutzbehörde soll auch die in Bundesgesetzen vorgesehenen Aufgaben der 
Datenschutzkommission übernehmen. Diesbezüglich soll die Terminologie in den betreffenden 
Bundesgesetzen angepasst werden. Die Anpassung der Länderdatenschutzgesetze, in welchen auf die 
Datenschutzkommission Bezug genommen wird, wäre mangels Bundeskompetenz von den Ländern 
selbst vorzunehmen. 
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An 
 die Österreichische Präsidentschaftskanzlei 
 die Parlamentsdirektion 
 den Rechnungshof 
 die Volksanwaltschaft 
 den Verfassungsgerichtshof 
 den Verwaltungsgerichtshof 
 alle Bundesministerien 
 das Büro von Herrn Vizekanzler Dr. SPINDELEGGER 
 das Büro von Herrn Staatssekretär Dr. OSTERMAYER 
 das Büro von Herrn Staatssekretär Mag. SCHIEDER 
 das Büro von Herrn Staatssekretär Dr. LOPATKA 
 das Büro von Herrn Staatssekretär KURZ 
 alle Sektionen des Bundeskanzleramtes 
 die Geschäftsstelle Plattform Digitales Österreich beim Bundeskanzleramt 
 den Datenschutzrat 
 die Datenschutzkommission 
 die Bundes-Gleichbehandlungskommission beim Bundeskanzleramt 
 die Anwaltschaft für Gleichbehandlung 
 den Rat für Forschung und Technologieentwicklung 
 die Bundestheater-Holding GmbH 
 den Asylgerichtshof 
 den unabhängigen Umweltsenat 
 den  österreichischen Statistikrat 
 die Bundesanstalt „Statistik Österreich“ 
 das Präsidium der Finanzprokuratur 
 die Österreichische Bundesforste AG 
 die ÖBB-Holding AG 
 die Österreichische Post AG 
 die Telekom Austria AG 
 die Bundesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice Österreich 
 die Finanzmarktaufsicht 
 den Unabhängigen Finanzsenat 
 das Bundesvergabeamt 
  zu Handen Herrn Dr. SACHS 
 die Bundesbeschaffung GmbH 
 die Bundeswettbewerbsbehörde 
 die Bundesrechenzentrum Ges.m.b.H. 
 die Bundesimmobilien GmbH 
 die Kommunikationsbehörde Austria 
 die Telekom-Control-Kommission 
 die Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH 
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 alle Ämter der Landesregierungen 
 die Verbindungsstelle der Bundesländer 
 alle unabhängigen Verwaltungssenate 
 den Verein der Mitglieder der Unabhängigen Verwaltungssenate (UVS-Verein) 
 den Österreichischen Gemeindebund 
 den Österreichischen Städtebund 
 die Wirtschaftskammer Österreich 
  zu Handen Frau Dr. MILLE 
 die Bundesarbeitskammer 
 die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs 

(Landwirtschaftskammer Österreich – LKÖ) 
 den Österreichischen Landarbeiterkammertag 
 den Österreichischen Rechtsanwaltskammertag 
 alle Rechtsanwaltskammern 
 die Österreichische Notariatskammer 
 die Österreichische Patentanwaltskammer 
 die Bundeskammer der Architekten und Ingenieurkonsulenten 
 die Kammer der Wirtschaftstreuhänder 
 die Bundeskonferenz der Kammern der freien Berufe 
 den Verband der Öffentlichen Wirtschaft und Gemeinwirtschaft Österreichs 
 die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Wien 
 die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Graz 
 die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Innsbruck 
 die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Salzburg 
 das Institut für Rechtswissenschaften der Technischen Universität Wien 
 das Institut für Wirtschaft, Politik und Recht der Universität für Bodenkultur Wien 
 das Institut für Österreichisches und Europäisches Öffentliches Recht der Wirt-

schaftsuniversität Wien 
 die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Linz 
 das Institut für Rechtswissenschaften der Universität Klagenfurt 
 das Institut für Europarecht der Universität Wien 
 das Institut für Europarecht der Universität Graz 
 das Zentrum für Europäisches Recht der Universität Innsbruck 
 das Institut für Europarecht der Universität Salzburg 
 das Institut für Europarecht der Universität Linz 
 das Europainstitut der Wirtschaftsuniversität Wien 
 die Technische Universität 
 die Universität für Bodenkultur Wien 
 die Österreichische Universitätenkonferenz 
 den Verband der Professoren Österreichs 
 das Österreichische Institut für Rechtspolitik 
 die Österreichische Gesellschaft für Gesetzgebungslehre 
 die Österreichische Juristenkommission 
 das Österreichische Normungsinstitut 
  zu Handen Herrn Dr. ELLMER 
 den Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 
 die Vereinigung der Österreichischen Industrie 
 den Österreichischen Gewerkschaftsbund 
 die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst 
 den Verein der österreichischen Verwaltungsrichter 
 den Hauptverband der Land- und Forstwirtschaftsbetriebe Österreichs 
 das Generalsekretariat Österreichs Energie (vordem: Verband der Elektrizitätswerke 

Österreichs) 
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 den Österreichischen Wasser- und Abfallwirtschaftsverband 
 den Verband österreichischer Entsorgungsbetriebe 
 den Fachverband Gas & Wärme 
 die Österreichische Vereinigung für Gas und Wasser 
 den Österreichischen Verband der Internet Service Provider 
 den Österreichischen Ingenieur- und Architektenverein 
 die Vereinigung industrieller Bauunternehmungen Österreichs (VIBÖ) 
 die ARGE Daten 
 den Hauptverband der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachver-

ständigen Österreichs  
 den ANKÖ 
  zu Handen Herrn Dkfm. Dr JÖCHLINGER 
 die ASFINAG 
 die Wiener Zeitung 
 
 
Bundesgesetz, mit dem das Bundesvergabegesetz 2006 und das Bundesverga-
begesetz Verteidigung und Sicherheit 2012 geändert werden; Bundesgesetz, mit 
dem das KommAustria-Gesetz, das ORF-Gesetz, das Audiovisuelle Medien-
dienstegesetz und das Parteiengesetz geändert werden; Bundesgesetz, mit dem 
das Datenschutzgesetz 2000 geändert wird (Verwaltungsgerichtsbarkeits-
Anpassungsgesetz – Bundeskanzleramt); Aussendung zur Begutachtung 
 

Das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst übermittelt nachstehende Gesetzesentwür-

fe mit dem Ersuchen um allfällige Stellungnahme bis spätestens  

 

19. Februar 2013 
(ho einlangend): 

 Bundesgesetz, mit dem das Bundesvergabegesetz 2006 und das Bundesver-
gabegesetz Verteidigung und Sicherheit 2012 geändert werden (dieser Entwurf 
wurde gemäß Art. 14b Abs. 4 B-VG unter Mitwirkung der Länder ausgearbeitet);  

 Bundesgesetz, mit dem das KommAustria-Gesetz, das ORF-Gesetz, das Au-
diovisuelle Mediendienstegesetz und das Parteiengesetz geändert werden; 

 Bundesgesetz, mit dem das Datenschutzgesetz 2000 geändert wird. 

 

Das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst lädt überdies ausdrücklich alle sonstigen – 

auch nicht in der obigen Adressatenliste erwähnten – interessierten Kreise zur Abgabe 

einer Stellungnahme bis zum oben angegebenen Datum ein. 

 

Die Stellungnahmen sind auf elektronischem Weg unter Angabe der Geschäftszahl an 

die Adresse v8@bka.gv.at zu übermitteln. Sollte bis zum oben angegebenen Zeitpunkt 
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keine Stellungnahme einlangen, so geht das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 

davon aus, dass gegen den Entwurf keine Einwendungen erhoben werden. 

 

Die Aussendung dient gleichzeitig als Übermittlung im Sinne des Art. 1 der Vereinba-

rung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über einen Konsultati-

onsmechanismus und einen künftigen Stabilitätspakt der Gebietskörperschaften, 

BGBl. I Nr. 35/1999, die Stellungnahmefrist im Sinne dieser Vereinbarung endet vier 

Wochen nach Zustellung. 

 

Das Aussendungsschreiben, der Begutachtungstext, die diesbezüglichen Erläuterun-

gen und die Textgegenüberstellung sind auch von der Web-Site des Bundeskanzler-

amtes unter der Adresse http://www.bundeskanzleramt.at/vergaberecht (Rubrik Aus-

sendungen/Begutachtungen) abrufbar. 

 

Das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst ersucht, alle nachgeordneten Dienststellen 

und alle interessierten Unternehmen seitens ihrer jeweiligen (Interessen)Vertretungen 

bzw. Oberbehörden vom Begutachtungsentwurf und der Möglichkeit zur Stellungnah-

me zu informieren. Das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst ersucht des Weiteren, 

alle interessierten Gemeinden und Gemeindeverbände seitens ihrer jeweiligen Vertre-

tungen bzw. seitens der Länder vom Begutachtungsentwurf und der Möglichkeit zur 

Stellungnahme zu informieren. 

 

Es wird ersucht, 

 

 die Stellungnahme dem Präsidium des Nationalrates zu übermitteln, und zwar – 

bei Vorhandensein der technischen Möglichkeit hierzu – im Wege elektroni-

scher Post an die Adresse 

begutachtungsverfahren@parlament.gv.at  

 und davon in der Stellungnahme Mitteilung zu machen. 
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Es wird angemerkt, dass die Aussendung zur Begutachtung nur mehr auf elektroni-

schem Weg erfolgt. 

 

23. Jänner 2013 
Für den Bundeskanzler: 

HESSE 
 
 
Elektronisch gefertigt 
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